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1Zusammenfassung

In der Bundesrepublik Deutschland überwachen die Be-
hörden der Bundesländer die Einhaltung der Vorschrif-
ten, die für das Inverkehrbringen und die Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln gelten.

Das Pflanzenschutz-Kontrollprogramm ist ein bun-
desweit harmonisiertes Programm zur Überwachung
pflanzenschutzrechtlicher Vorschriften. Die Durchfüh-
rung und Berichterstattung der Kontrollen erfolgen nach
gemeinsamenStandardsderBundesländer aufGrundlage
eines abgestimmten Methoden-Handbuches. Die Festle-
gung von Kontrolltatbeständen und die Betriebsauswahl
erfolgt durch die Bundesländer; zusätzlich gibt es bun-
desweite Kontrollschwerpunkte. Der vorliegende Bericht
fasst die Ergebnisse des Jahres 2014 zusammen.

Bundesweit wurden in 2.223 Handelsbetrieben Ver-
kehrskontrollen durchgeführt und in 5.170 Betrieben
der Landwirtschaft, des Gartenbaus und der Forstwirt-
schaft Betriebs- oder Anwendungskontrollen vorgenom-
men. ImRahmen der Überwachung der Verordnung über
die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten (Pflanzenschutz-
Geräteverordnung) wurden des Weiteren 13.613 Pflan-
zenschutzgeräte von amtlichen bzw. amtlich anerkann-
tenKontrollstellenüberprüft.DieZusammensetzungund
physikalische, chemische und technische Eigenschaften
von 214 Pflanzenschutzmitteln wurden untersucht.

Das Anbieten von Pflanzenschutzmitteln, die nicht
mehr verkehrsfähig sind, war mit 23,6% wie in den ver-
gangenen Jahren ein Hauptgrund für Beanstandungen
in Handelsbetrieben (2013: 24,8%). Die Beanstandungs-
quote aufgrund einer Nichtbeachtung der Anzeigepflicht
des Verkaufs von Pflanzenschutzmitteln lag mit 8,5%
leicht über dem Niveau des Vorjahres (7,6%). Bezüglich
der Sachkunde und der Unterrichtungspflicht des Ver-
kaufspersonals kam es in 3,8% bzw. 3,9% der kontrollier-
ten Betriebe zu Beanstandungen (2013: 3,9% bzw. 4,6%).
Die Nichteinhaltung des Selbstbedienungsverbots wur-
de in 6,0% der kontrollierten Betriebe bemängelt (2013:
6,2%). Bei Kontrollen von Pflanzenschutzmittellagern
wurden in 1,5% der Handelsbetriebe Pflanzenschutzmit-
tel vorgefunden, für die eine Beseitigungspflicht besteht

(2013: 3,6%). Hierbei handelt es sich um Pflanzenschutz-
mittel, die Wirkstoffe enthalten, die EU-weit verboten
sind.

Im Handel wurden insgesamt 214 Pflanzenschutzmit-
telgebinde entnommen und auf ihre Zusammensetzung
analysiert. 199 Gebinde waren sogenannte Planproben,
bei denen vorab festgelegt wurde, welche Wirkstoffe in
den Pflanzenschutzmitteln enthalten sein sollten. Im Jahr
2014 lag dabei der Schwerpunkt auf Pflanzenschutzmit-
teln, die die Wirkstoffe Flufenacet oder Boscalid ent-
halten. Zusätzlich wurde auch die Untersuchung eines
bestimmten Terbuthylazin-haltigen und eines bestimm-
ten Fluroxypyr-1-methyl-heptylester-haltigen Pflanzen-
schutzmittels vereinbart, die in einem der früheren Kon-
trolljahre auffällig waren. Drei (1,5%) der 199 untersuch-
ten Gebinde wurden bemängelt. Bei 15 Proben, die auf-
grund einesVerdachts (Schäden anPflanzen, Verdacht auf
fehlerhafte Zusammensetzung oder auf illegale Impor-
te usw.) untersucht wurden, lag die Beanstandungsquote
mit 66,7% erwartungsgemäß höher. Diese Ergebnisse der
Analysen können nur einen Trend wiedergeben, da sie
aufgrund der Probenzahlen nur eine geringe statistische
Aussagekraft haben.

Bei Anwendungs- und Betriebskontrollen in landwirt-
schaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Be-
trieben ergaben sich in den meisten Kontrollbereichen
höhere Beanstandungsquoten als im Vorjahr. Hieraus
kann kein allgemeiner Trend abgeleitet werden, da die
Kontrollplanung im Allgemeinen risikoorientiert erfolgt.
In diesem Bericht sind zudem die Ergebnisse aus sys-
tematischen Kontrollen in zufällig ausgewählten Betrie-
ben und aus Anlasskontrollen, die aufgrund eines Ver-
dachts durchgeführt wurden, zusammengefasst. Bei 1,8%
der kontrollierten Anwender lag kein gültiger Sachkun-
denachweis vor (2013: 1,2%). Die Vorschriften der Pflan-
zenschutz-Anwendungsverordnungwurden bei 0,2%der
daraufhin kontrollierten Schläge missachtet (2013: 0,6%).
Auf 4,1% der kontrollierten Schlägewurden Verstöße be-
züglich der Einhaltung der Anwendungsgebiete festge-
stellt (2013: 3,3%). Auf 5,0% der kontrollierten Schläge

1Berichte zu Pflanzenschutzmitteln 2014 , DOI 10.1007/978-3-319-24915-5_1,
© Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 2016



1 Zusammenfassung

wurden Anwendungs- oder Bienenschutzbestimmungen
nicht eingehalten (2013: 4,5%). Die Beanstandungsquo-
te bei kontrollierten Pflanzenschutzgeräten lag bei 1,4%
(2013: 2,1%). Die Einhaltung der Dokumentationspflicht
für Pflanzenschutzmittelanwendungen war in 4,6% der
kontrollierten Betriebe mangelhaft (2013: 5,1%). Die Be-
seitigungspflicht für Pflanzenschutzmittel, die EU-weit
verbotene Wirkstoffe enthalten, wurde in 5,2% der kon-
trollierten Betriebe nicht beachtet (2013: 4,5%).

Wie im Vorjahr wurde die Einhaltung von Abstän-
den zu Gewässern zur Vermeidung von Abdrift bei der
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in einem weite-
ren bundesweiten Schwerpunkt kontrolliert. Auf 46 von
405 kontrollierten Schlägenwurden keine ausreichenden
Abstände zu Gewässern eingehalten. Fast ein Drittel der
Beanstandungen (16 von46)wurdenbeiAnlasskontrollen
festgestellt. Bei den Anlasskontrollen wurden 76,2% der
Anwendungen bemängelt und bei den systematischen
Kontrollen 7,8%.

Im Jahr 2014 wurde als neuer bundesweiter Kontroll-
schwerpunkt die Einhaltung von Anwendungsbestim-
mungen zum Bienenschutz eingeführt. Es wurde kon-
trolliert, ob Pflanzenschutzmittel, die als bienengefähr-
lich eingestuft sind, in blühenden Pflanzenbeständen an-
gewandt wurden und ob die weiteren Bestimmungen
der Bienenschutzverordnung eingehalten wurden. Die
Kontrollen umfassten 370 Schläge in 342 Betrieben. Auf
5 Schlägen wurden bienengefährliche Pflanzenschutz-
mittel an blühenden Pflanzen angewandt. Die Beanstan-
dungen ergaben sich dabei in einigen Fällen nicht auf-

grund einer Behandlung in blühenden Kulturpflanzen,
sondern weil blühende Wildkräuter im Bestand vorhan-
den waren. In einem weiteren Fall wurde gegen die An-
wendungsbestimmung NB504 verstoßen, die eine An-
wendung von Imidacloprid vor der Blüte verbietet, wenn
im Jahr der Behandlung eine Verwendung der Pflanzen
im Freiland vorgesehen ist.

Bei der Überwachung von Anwendungen auf nicht
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch
genutzten Flächen, auf denen die Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln nur mit einer behördlichen Geneh-
migung zulässig ist, wurden über 1.300 Flächen, z. B.
Betriebs- oder Verkehrsflächen, überprüft und 1.360 Un-
ternehmer und 664 Privatpersonen kontrolliert. Kontrol-
len auf Flächen, für die behördlicheGenehmigungen vor-
lagen, führten in 11,2% aller Fälle zu Beanstandungen
(2013: 8,2%). Bei der Kontrolle von Flächen, für die keine
Anträge auf Genehmigung der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln gestellt worden waren, wurde in 50,1%
der Fälle eine unzulässige Pflanzenschutzmittelanwen-
dung festgestellt (2013: 36,1%). Bei der Bewertung der
hohen Anzahl von Verstößen ist zu berücksichtigen, dass
viele Beanstandungen das Ergebnis von gezielten Kon-
trollen oder Anzeigen – sogenannten Anlasskontrollen –
sind, die aufgrund von konkreten Verdachtsmomenten
aufgenommen wurden. In vielen Fällen handelte es sich
bei den Verstößen um von Laien begangene Zuwider-
handlungen. Die Beanstandungen machen deutlich, dass
weiterhin eine intensive Aufklärungs- und Informations-
arbeit erforderlich ist.
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2Einführung

Das Pflanzenschutz-Kontrollprogramm ist ein bun-
desweit harmonisiertes Programm zur Überwachung
pflanzenschutzrechtlicher Vorschriften. Darin haben die
Bundesländer vereinbart, ihre Überwachungsprogram-
me untereinander abzustimmen und nach einheitlichen
Standards zu arbeiten. Für die Überwachung der
Einhaltung der umfangreichen Bestimmungen zum
Inverkehrbringen und zur Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln, Pflanzenstärkungsmitteln und Zusatz-
stoffen im Pflanzenschutzrecht sind die Bundesländer
zuständig. Verstöße werden nach dem Pflanzenschutz-
gesetz (PflSchG) in der Regel als Ordnungswidrigkeit
geahndet. Unter der Geschäftsführung des Bundesam-
tes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
(BVL) tagt regelmäßig die Arbeitsgemeinschaft Pflan-
zenschutzmittelkontrolle (AG PMK) mit Fachleuten aus
den Bundesländern, die Empfehlungen für Kontroll-
methoden in Form eines Handbuchs ausarbeitet und
das Kontrollprogramm koordiniert. Vorrangiges Ziel der
Verkehrs- und Anwendungskontrollen ist es, die Ein-
haltung pflanzenschutzrechtlicher Bestimmungen zu
überwachenunddieMissachtungvonVorschriftendurch
angemessene Maßnahmen abzustellen.

Im Pflanzenschutz-Kontrollprogramm wird die Ein-
haltung des geltenden EU-Rechts und der Vorgaben aus
dem Pflanzenschutzgesetz sowie aus nationalen Verord-
nungen beimVerkauf und bei der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln überwacht. In der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 sind neben der Zulassung von Pflanzen-
schutzmitteln in einem „zonalen Verfahren“ einheitli-
che Regelungen für die Erteilung einer Genehmigung für
parallel gehandelte Pflanzenschutzmittel festgelegt. Wei-
terhin wird der Verkauf von Pflanzenschutzmitteln und
behandeltem Saatgut sowie die Verwendung von Pflan-
zenschutzmitteln geregelt. Hersteller, Händler und An-
wender müssen Aufzeichnungen über hergestellte, gela-
gerte, in Verkehr gebrachte und verwendete Pflanzen-
schutzmittel führen. Die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009
enthält allgemeine Vorgaben für Kontrollen in den Mit-

gliedstaaten; die Einzelheiten sollen in einer Kontrollver-
ordnung festgelegt werden. Erste Entwürfe einer EU-weit
geltenden Kontrollverordnung wurden im Jahr 2014 be-
raten.

Mit der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über einen
Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige
Verwendung von Pestiziden gibt es EU-weite Vorgaben
für die regelmäßige Fort- und Weiterbildung von Ver-
käufern, Beratern und Anwendern von Pflanzenschutz-
mitteln. Außerdem gibt es für den Verkauf von Pflanzen-
schutzmitteln Auflagen, die gemäß vorgegebener Fristen
in das nationale Recht der einzelnenMitgliedstaaten um-
gesetzt werden müssen. Die in Deutschland bereits seit
Jahren geltende Pflicht zur Kontrolle von in Gebrauch be-
findlichen Pflanzenschutzgeräten findet zukünftig in der
gesamten EU ihre Anwendung. Das Spritzen oder Sprü-
hen von Pflanzenschutzmitteln mit Luftfahrzeugen ist
nun auch EU-weit nur noch in Ausnahmefällen und mit
einer besonderen Genehmigung erlaubt.

Zum Schutz von Bienen hat die EU-Kommission mit
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 485/2013 die
Verwendungszwecke der drei Wirkstoffe Clothianidin,
Imidacloprid und Thiamethoxam aus der Gruppe der
Neonikotinoide in Pflanzenschutzmitteln stark einge-
schränkt. Die Durchführungsverordnung der EU verbie-
tet ab dem 1. Dezember 2013 ihre Verwendung als Spritz-
und Beizmittel in vielenKulturen und das Inverkehrbrin-
gen von Saatgut, das mit Clothianidin, Imidacloprid oder
Thiamethoxam behandelt wurde. Diese Verbote wur-
den in die nationale Pflanzenschutz-Anwendungsverord-
nung übernommen. Das BVL hatte für Mittel mit diesen
Wirkstoffen, die zur Saatgutbehandlung von Raps vorge-
sehen sind, sowie für Mittel zur Verwendung im Haus-
und Kleingartenbereich das Ruhen der Zulassung ab dem
1. Oktober 2013 angeordnet. Bei zugelassenen Pflanzen-
schutzmitteln wurden zusätzliche Anwendungsbestim-
mungen festgesetzt, um alle denkbaren Expositionspfade
für Bienen auszuschließen.

3Berichte zu Pflanzenschutzmitteln 2014 , DOI 10.1007/978-3-319-24915-5_2,
© Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 2016



2 Einführung

Abb. 2.1 Bestandteile des Systems zur bestimmungsgemäßen und sachgerechten Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (Quelle: Nationaler Ak-
tionsplan zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 2013 [Hrsg.: BMELV], http://www.nap-pflanzenschutz.de)

Wie in Abbildung 2.1 dargestellt, ist das Pflanzen-
schutz-Kontrollprogramm als Bestandteil eines umfas-
senden Systems zu sehen, das die sachgerechte und be-
stimmungsgemäße Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln unter Einhaltung des hohen Schutzniveaus für die
Gesundheit von Mensch und Tier und den Naturhaus-
halt zum Ziel hat. Neben der Prüfung und Zulassung
von Pflanzenschutzmitteln bilden die Anforderungen an
die Qualifikation der Verkäufer und Anwender, die Ver-
wendung geprüfter Geräte, die Beratungstätigkeiten der
Behörden und Verbände sowie die Kontrollen durch die
Bundesländer ein engmaschiges Netz zur Risikominimie-
rung.

Mit dem vorliegenden Bericht werden die Ergebnisse
des Pflanzenschutz-Kontrollprogramms für das Kontroll-
jahr 2014 dargestellt und damit dieser Überwachungs-

bereich der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die Er-
gebnisse des Kontrollprogramms werden unter anderem
genutzt, um Schwerpunkte bei der Aufklärung und Bera-
tung in den Bundesländern zu identifizieren und länder-
spezifische und bundesweite Kontrollschwerpunkte fest-
zulegen.

Auf Basis mehrjähriger Beobachtungen sollen zu-
dem Rückschlüsse gezogen werden, ob die bestehen-
den Rechtsgrundlagen angepasst werden müssen, um ei-
ne zulassungskonforme Produktion, das ordnungsgemä-
ße Inverkehrbringen und die sachgerechte Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln sicherstellen zu können. Mit
den zusammengefassten Daten der Bundesländer erfüllt
die Bundesrepublik Deutschland überdies ihre Berichts-
pflichten gegenüber der Europäischen Kommission ge-
mäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009.

4
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3Organisation der Verkehrs- und Anwendungskontrolle

Die Bundesländer sind zuständig für die Überwachung
der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmit-
teln, des Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG) und der
hierauf basierenden bundesweiten Verordnungen (Pflan-
zenschutz-Anwendungsverordnung, Pflanzenschutz-
Geräteverordnung, Pflanzenschutz-Sachkundeverord-
nung) sowie weiterführender Länderregelungen.

Die Kontrollen zum Verkauf und der Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln werden in den Bundes-
ländern von den zuständigen Behörden als Teil der
fachrechtsbezogenen Kontrollaufgaben durchgeführt. In
Kapitel 8 sind die Behörden aufgelistet, die die Verkehrs-
und Anwendungskontrollen durchführen. Daneben wir-
ken die Zollstellen, das Julius Kühn-Institut und das BVL
bei der Überwachung mit. Zu den Aufgaben der Bun-
desländer gehören die Festlegung länderspezifischer
Kontrollschwerpunkte, die Planung und Durchfüh-
rung der Kontrollen, die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten sowie die Aufbereitung und Wei-
terleitung der Daten an das BVL zur Erstellung eines
jährlichen Berichts auf der Grundlage dieser Länder-
daten. Das BVL übernimmt die analytisch-chemische
Untersuchung von Pflanzenschutzmittelproben, die im
Handel gezogen werden. Kontrollen bei der Einfuhr von
Pflanzenschutzmitteln in die EU werden vom Zoll, in
Zusammenarbeit mit den Pflanzenschutzdiensten, vor-
genommen. Das Julius Kühn-Institut führt Analysen im
Zusammenhang mit Bienenschadensfällen durch.

Das Pflanzenschutz-Kontrollprogramm wird ge-
meinsam vom Bund und den Ländern durchgeführt.

Die Koordinierung der Arbeiten und Umsetzung der
Kontrollen erfolgt durch die Arbeitsgemeinschaft
Pflanzenschutzmittelkontrolle (AG PMK) bzw. deren
Mitarbeiter. Die Gruppe setzt sich aus Spezialisten der
Pflanzenschutzdienste aller Bundesländer sowie des BVL
zusammen; die Geschäftsführung liegt beim BVL. Zu
bestimmten Themen gibt es zusätzliche Arbeitsgrup-
pen. Zu den Arbeitsgruppensitzungen können weitere
Fachleute geladen werden; so setzt sich die AG Rück-
stände und Analytik im Wesentlichen aus Experten
für Pflanzenschutzmittelanalysen zusammen. Die AG
PMK hat für das Pflanzenschutz-Kontrollprogramm
ein Handbuch erstellt, das als Leitfaden für die prak-
tische Durchführung der Pflanzenschutzkontrollen zu
verstehen ist. Es beinhaltet Informationen über die ver-
schiedenen Rechtsgrundlagen und Kontrollbereiche,
Vorgaben zu den einzelnen Prüftatbeständen, Aussagen
zum Kontrollumfang sowie Hinweise zur Berichter-
stattung. Die dort genannten Methoden und Muster-
Kontrollbögen dienen als Grundlage zur Erstellung
von Arbeitsanweisungen und Kontrollverfahren in den
einzelnen Bundesländern. Das Handbuch wird in re-
gelmäßigen Abständen überprüft und den aktuellen,
insbesondere gesetzlichen Entwicklungen angepasst.
Die aktuell gültige Fassung kann von der Internetsei-
te des BVL abgerufen werden: http://www.bvl.bund.de/
psmkontrollprogramm. Weitere Aufgaben der AG PMK
sind der regelmäßige Erfahrungsaustausch über aktuelle
Verdachtsfälle und die Kontrollpraxis sowie die Erarbei-
tung von Vorschlägen für die jährlichen bundesweiten
Kontrollschwerpunkte.
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4Art und Umfang der Kontrollen

Die Bundesländer stellen jährlich Kontrollpläne für die
Verkehrs- und Anwendungskontrollen innerhalb des
bundesweit geltenden Rahmens auf. Generell finden
Kontrollen in folgenden Bereichen statt:
� Überwachungder EinfuhrunddesVerkaufs vonPflan-

zenschutzmitteln, Pflanzenstärkungsmitteln und Zu-
satzstoffen einschließlich der Kontrolle der Zusam-
mensetzung und der physikalischen, chemischen und
technischen Eigenschaften von Pflanzenschutzmit-
teln,

� Überwachung der Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln im landwirtschaftlichen, gärtnerischen und
forstwirtschaftlichen Bereich,

� Überwachung der Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln auf Freilandflächen, die nicht landwirtschaft-
lich, gärtnerisch oder forstwirtschaftlich genutzt wer-
den, sowie die Überwachung der Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln auf Flächen, die für die Allge-
meinheit bestimmt sind.

Innerhalb dieser Bereiche werden sogenannte „Kontroll-
tatbestände“ eingeführt, denen klar definierte Anforde-
rungen zugrunde liegen. In Kapitel 6 sind die einzelnen
Tatbestände der Kontrollbereiche näher erläutert.

4.1 Planung der Kontrollen

Handelsbetriebe geben Pflanzenschutzmittel zuneh-
mend auf verschiedenen Vertriebswegen ab. Die Ver-
kehrskontrollen erfolgen deshalb in allen Tätigkeitsfel-
dern eines Händlers. Betroffen sind
� Großhändler, die nicht direkt an Anwender abgeben,

sondern anWiederverkäufer,
� Händler, bei denen ausschließlich berufliche Anwen-

der einkaufen,
� Einzelhändler, die Pflanzenschutzmittel an berufliche

Anwender und/oder an nicht berufliche Anwender
(Pflanzenschutzmittel zur Anwendung im Haus- oder
Kleingarten) abgeben,

� Versandhändler und Internetanbieter, die an berufli-
che Anwender oder nicht berufliche Anwender ver-
kaufen.

Regional gibt es große Unterschiede bei der Anzahl und
Art der Verkaufsstellen: In städtischen Regionen sind
überwiegend Baumärkte oder Gartencenter zu kontrol-
lieren, während im ländlichen Raum vor allem Genos-
senschaften (z. B. Raiffeisenmärkte) und Landhandelsun-
ternehmen überprüft werden. Insgesamt sind bei den
Pflanzenschutzdiensten 11.899Verkaufsstellen registriert
(Stand: April 2015).

Zu den Verkehrskontrollen gehört auch die Zusam-
menarbeit mit den Zollstellen bei der Ein- und Ausfuhr
von Pflanzenschutzmitteln in das Gebiet der EU. Unter
bestimmten Fragestellungen wird das sogenannte inner-
gemeinschaftliche Verbringen von Mitteln nachverfolgt
oder Anwender in landwirtschaftlichen oder gärtneri-
schen Betrieben werden überprüft, die Pflanzenschutz-
mittel direkt in Mitgliedstaaten der EU oder in Drittstaa-
ten erworben haben.

Die Häufigkeit der Kontrollen bei Handelsbetrieben
richtet sich nach dem Pflanzenschutzmittelabsatz und
Hinweisen aus Kontrollen der Vorjahre. Bei der Pla-
nung der Anwendungskontrollen werden die länderspe-
zifischen Gegebenheiten berücksichtigt. Hierzu gehören
beispielsweise:
� Betriebsgrößen,
� Betriebszahlen,
� Anbauschwerpunkte.
Die folgenden statistischen Angaben zur Flächennutzung
und zu Betriebskennzahlen beziehen sich auf Erhebun-
gen aus dem Jahr 2011.1 Danach gibt es insgesamt in
Deutschland rund 293.900 Betriebe der Landwirtschaft,
des Gartenbaus und der Forstwirtschaft. Im Saarland fin-
det man nur rund 1.300 Betriebe, während der Flächen-
staat Bayern mit rund 96.300 Betrieben den Spitzenreiter

1 Statistisches Bundesamt (2012) Statistisches Jahrbuch für die Bundes-
republik Deutschland 2012, Wiesbaden
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darstellt. Neben der Zahl der Betriebe in den einzelnen
Bundesländern schwanken auch die Betriebsgrößen. Sie
reichen von Flächen unter einem Hektar, die im Neben-
erwerb bewirtschaftet werden, bis zu Betriebenmit meh-
reren tausendHektar, vor allem in den neuen Bundeslän-
dern. Besonders deutlich werden die unterschiedlichen
Betriebsgrößen, wenn man z. B. Mecklenburg-Vorpom-
mern und Niedersachsen vergleicht. Obwohl die Land-
wirtschaftsfläche inNiedersachsennurdoppelt sogroß ist
wie inMecklenburg-Vorpommern, gibt es in Niedersach-
sen neunmal mehr landwirtschaftliche Betriebe (Nieder-
sachsen: 41.500, Mecklenburg-Vorpommern: 4.600).

Die Anzahl und Art der Kontrollen in den Bundes-
ländern richtet sich auch nach dem Anteil der land-
wirtschaftlichen Fläche an der Gesamtfläche. Von der
Gesamtfläche Deutschlands entfallen auf die Landwirt-
schaftsflächen 52%. In Berlin liegt der Anteil der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche beispielsweise nur bei rund
4% der Landesfläche. Daher liegt hier ein Schwerpunkt
auf der Kontrolle von Freilandflächen, die nicht landwirt-
schaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt
werden (z. B. Betriebs- oder Verkehrsflächen). Das Land
mit dem größten Anteil an Landwirtschaftsflächen ist
Schleswig-Holstein mit 70%.

Die angebauten Kulturen unterscheiden sich regio-
nal ebenfalls stark. Deutlich werden diese Unterschiede
z. B. bei Dauerkulturen wie Obstanlagen oderWeinreben.
Obwohl bundesweit nur rund 1% der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche aus Dauerkulturen besteht, können
die Obstanbaugebiete (z. B. am Bodensee oder im „Alten
Land“) oder die Weinbaugebiete vor Ort große Flächen
einnehmen.

Neben den regionalen Besonderheiten werden bei der
Planung der Kontrollen u. a. folgende Kriterien berück-
sichtigt:
� Hinweise auf Verstöße aus den Kontrollen der Vorjah-

re,
� Hinweise auf die Anwendung unzulässiger Pflanzen-

schutzmittel aufgrund von Rückstandsfunden der Le-
bensmittelüberwachung,

� Intensität des Pflanzenschutzmitteleinsatzes in den
verschiedenen Kulturen,

� Änderung der Zulassungssituation von Pflanzen-
schutzmitteln,

� Ergebnisse aus demGrundwassermonitoring der Bun-
desländer.

Zusätzlich zu länderspezifischen Kontrollplanungen wer-
den jährlich Schwerpunkte für bundesweite Kontrollen
festgelegt. Die Ergebnisse der Schwerpunktkontrollen bei
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln des Jahres
2014 sind in den Abschnitten 6.3.1 und 6.3.2 beschrie-
ben.

Überblick: Kontrollschwerpunkte im
Pflanzenschutz-Kontrollprogramm 2004 – 2014
Die bundesweiten Schwerpunktkontrollen werden
durch die Bundesländer beschlossen. Die Festle-
gung erfolgt beispielsweise aufgrund von Auffäl-
ligkeiten in Kontrollen der Vorjahre oder aufgrund
vonHinweisen aus der Lebensmittel- oderUmwelt-
überwachung.

Der ausführliche Jahresbericht gewährt einen
Einblick in die Kontrolltätigkeiten der Bundes-
länder und die (Fach-)Öffentlichkeit wird für das
Thema sensibilisiert. Bei einigen Schwerpunkten
wurde vereinbart, parallel zur Kontrolltätigkeit
auch die Beratung bzw. die gezielte Aufklärung be-
stimmter Zielgruppen über das Inverkehrbringen
oder die Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln zu intensivieren. Auch unabhängig von der
Festlegung eines bundesweiten Themenschwer-
punktes werden viele der nachfolgend genannten
Kontrollen regelmäßig in den Bundesländern
durchgeführt und im Jahresbericht aufgeführt.
Hierzu gehören Kontrollen zur Einhaltung der
Anwendungsbestimmungen und Bienenschutz-
bestimmungen in Abschnitt 6.3.3.4 oder die
Anwendungskontrollen auf befestigten Frei-
landflächen und sonstigen Freilandflächen, die
weder landwirtschaftlich noch forstwirtschaftlich
oder gärtnerisch genutzt werden in Abschnitt
6.3.4.

Seit Bestehen des Pflanzenschutz-Kontrollpro-
gramms gab es folgende bundesweite Kontroll-
schwerpunkte:
� Produktqualität von PSM: Zusammensetzung,

physikalisch-chemische und technische Eigen-
schaften von Pflanzenschutzmitteln, die be-
stimmte Wirkstoffe enthalten; die Wirkstoffe
werden jedes Jahr neu festgelegt (seit 2004)

� Einhaltung vonMindestabständen zuGewässern
(2005 – 2007)

� Zulässigkeit angewendeter Pflanzenschutzmittel
im Beerenobst (2005 und 2006)

� Zulässigkeit angewendeter Insektizide in Gemü-
se und Salat (2007 – 2009)

� Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf
nicht landwirtschaftlich/gärtnerisch genutzten
Flächen (2008– 2010)

� Zulässigkeit angewendeter Pflanzenschutzmittel
in Zierpflanzen (2010 – 2012)
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4.3 Umfang der Kontrollen

� Zulässigkeit angewendeter Pflanzenschutzmittel
in Kernobst (2011 – 2013)

� Einhaltung von Anwendungsbestimmungen
zum Gewässerschutz (2013– 2015)

� Einhaltung von Anwendungsbestimmungen
zum Bienenschutz (2014– 2016)

4.2 Art der Kontrollen

Im Pflanzenschutz-Kontrollprogramm wird zwischen
systematischen Kontrollen und Anlasskontrollen unter-
schieden.

Systematische Kontrollen erfolgen nach einem vor-
ab erstellten Plan. Sie bieten die Möglichkeit, ein breites
Spektrum von einzelnen Kontrolltatbeständen (z. B. bei
Betriebskontrollen) sowie eng abgegrenzte Sachverhal-
te im Sinne einer risikobasierten Schwerpunktkontrolle
(z. B. Kontrolle der Einhaltung von Verboten durch Bo-
denuntersuchungen nach der Anwendung) zu überprü-
fen. Während einige Kontrolltatbestände zu jeder Zeit
überprüft werden können (z. B. Sachkunde des Anwen-
ders oder gültige Prüfplakette auf demPflanzenschutzge-
rät), ergibt sich bei anderen Tatbeständen erst bei der Vor-
Ort-Besichtigung, ob eine Kontrolle möglich ist.

AnlasskontrollendienendagegenderFeststellungoder
Aufklärung von offensichtlichen oder vermuteten Ver-
stößen gegen das Pflanzenschutzrecht. Hierzu gehören
beispielsweise Kontrollen nach Anzeigen sowie Wieder-
holungskontrollen in Betrieben, bei denen Mängel bei
vorherigen Inspektionen festgestellt wurden. Zeigen sich
auffällige Ergebnisse bei Rückstandsuntersuchungen im
Rahmen der Lebensmittelüberwachung (z. B. Nachweis
vonWirkstoffen, die für den Einsatz in einer Kultur nicht
zugelassen oder genehmigt sind), können zudem gezielt
Kontrollen im Erzeugerbetrieb durchgeführt werden. Es
liegt in der Natur der Sache, dass bei Anlasskontrollen
häufiger Verstöße festzustellen sind als bei systemati-
schen Kontrollen.

Werden bei einer systematischen Kontrolle Auffällig-
keiten festgestellt, kann dies der Anlass für zusätzliche
Kontrollen sein. So können z. B. in Lagern aufgefunde-
ne Pflanzenschutzmittel, deren Anwendung verboten ist,
dazu führen, dass auf den betriebseigenen Flächen Bo-
denproben entnommenwerden.Mithilfe derAnalyse von

Pflanzen- oder Bodenprobenwird geprüft, ob eine verbo-
tene Anwendung stattgefunden hat.

4.3 Umfang der Kontrollen

Überwachung der Zusammensetzung
und der physikalischen, chemischen und technischen
Eigenschaften von Pflanzenschutzmitteln
Im Handel werden stichprobenartig Proben von Pflan-
zenschutzmitteln entnommen und analysiert, um zu
überprüfen, ob die Zusammensetzungen der Mittel den
Vorgaben aus der Zulassung entsprechen. Im Jahr 2014
wurden 199 Pflanzenschutzmittel (Planproben) unter-
sucht, die die Wirkstoffe Fluroxypyr-1-methyl-heptyles-
ter, Flufenacet, Boscalid oder Terbuthylazin enthielten.
Zusätzlichwurden15Pflanzenschutzmittel analysiert, bei
denen ein Verdacht bestand, dass die Mittelzusammen-
setzung von der Zulassung abweicht.

Handelsbetriebe
Im Jahr 2014 wurden 2.223 Handelsbetriebe kontrolliert.
Legt man als Bezugsgröße die 11.899 Betriebe zugrunde,
die ihre Handelstätigkeit ordnungsgemäß bei der Behör-
de angezeigt haben (Stand: April 2015), ergibt sich eine
Kontrollquote von 18,7%.

Betriebe der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft
oder des Gartenbaus
Im Jahr 2014 wurden insgesamt 5.170 Betriebe der Land-
wirtschaft, der Forstwirtschaft oder des Gartenbaus kon-
trolliert. Diese Kontrollen setzen sich aus 2.147 Betriebs-
kontrollen und 3.215Anwendungskontrollen zusammen.
Bei diesen Kontrollen wurden 2.767 Proben (Boden,
Pflanzen oder Behandlungsflüssigkeiten) untersucht. Bei
293.900 landwirtschaftlichen Betrieben in Deutschland
(Stand: 2011) ergibt sich eine Kontrollquote von rund
1,8% der Betriebe.

Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf befestigten
Freilandflächen und sonstigen Freilandflächen,
die weder landwirtschaftlich noch forstwirtschaftlich
oder gärtnerisch genutzt werden
Im Jahr 2014 wurden über 1.300 Flächen, z. B. Betriebs-
oder Verkehrsflächen, überprüft und 1.360 Unternehmer
und 664 Privatpersonen kontrolliert.

9



5Maßnahmen bei Beanstandungen

5.1 Maßnahmen, die bei Beanstandungen
getroffen werden können

Werden bei den Kontrollen Verstöße gegen das Pflanzen-
schutzgesetz festgestellt, stehen den Kontrollbehörden
verschiedeneOptionen zurVerfügung, umhierauf zu rea-
gieren:
� Aufklärung des kontrollierten Unternehmens/der

kontrollierten Person über festgestellte Mängel, ver-
bunden mit einer Beratung über den korrekten
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln oder Pflanzen-
schutzgeräten.

� Verwarnung, ggf. unter Verhängung eines Verwar-
nungsgeldes.

� Bei Beanstandungen kann vor Ort eine Anordnung
getroffen werden, um Mängel sofort abzustellen. Das
kann z. B. eine Anordnung zur sofortigen Beendi-
gung einer Anwendung eines Pflanzenschutzmittels
mit einer defekten Spritze sein. Es kann auch ange-
ordnet werden, dass ein Betrieb bestimmte Pflanzen-
schutzmaßnahmen vorab beim Pflanzenschutzdienst
anzeigt.

� Verstöße gegen das Pflanzenschutzrecht können als
Ordnungswidrigkeit verfolgt und mit einem Bußgeld
bis zu einer Höhe von 50.000€ geahndet werden (§ 68
PflSchG). Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse, Kultursub-
strate, Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstärkungsmittel
und Zusatzstoffe können durch die Behörden eingezo-
gen werden.

� In besonders schweren Fällen kann nach Strafrecht
verfahren und von der Staatsanwaltschaft eine Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder eine Geldstrafe ver-
hängt werden (§ 69 PflSchG).

Bei der Wahl der Maßnahmen werden verschiedene Fak-
toren berücksichtigt:
� Schwere,Ausmaß,DauerundHäufigkeit desVerstoßes,

Vorsatz oder Fahrlässigkeit,
� mögliche Folgen für die Gesundheit von Menschen

und Tieren oder für die Umwelt,

� Ursache für den Verstoß, z. B. Unwissenheit, Fahrläs-
sigkeit oder wissentliches Handeln entgegen den ge-
setzlichen Bestimmungen (Vorsatz). Bei besonders of-
fensichtlichem Vorgehen oder bei wiederholt festge-
stellten Verstößenwird vorsatzgleichesHandeln ange-
nommen.

Wurde ein Unternehmen beanstandet, kann eine wie-
derholte Kontrolle erfolgen, um zu überprüfen, ob die
Mängel abgestellt wurden und entsprechend den Vorga-
ben des Pflanzenschutzgesetzes gehandelt wird.

Ordnungswidrigkeitsverfahren ziehen sichhäufigüber
einen längeren Zeitraum hin, vor allem dann, wenn um-
fangreichere Ermittlungen zurKlärung vonTatbeständen
erforderlich oder analytische Befunde oder Einspruchs-
und Gerichtsverfahren anhängig sind. Die Angaben zur
HöhevonerteiltenBußgeldern imErgebnisteil dieses Jah-
resberichts spiegeln daher die Spannbreite aller im Kon-
trolljahr rechtskräftig abgeschlossenen Ordnungswidrig-
keitsverfahren wider. Das bedeutet, dass einerseits die
Angaben auf Bußgeldverfahren der Vorjahre beruhen
können, die 2014 abgeschlossen wurden, und anderer-
seits Ergebnisse einigerVerfahren aus dem Jahr 2014noch
nicht aufgeführt werden konnten, da diese noch nicht
rechtskräftig abgeschlossen sind.

Die Anzahl der Beanstandungen in den Ergebniskapi-
teln enthalten auch die noch laufenden Verfahren. Nach
Abschluss des Verfahrens kann sich eine zunächst ange-
nommeneBeanstandungnachträglich als nichtig heraus-
stellen.

5.2 Weitere mögliche Konsequenzen
für beanstandete Betriebe

Werden bei einem Anwender Verstöße gegen das Pflan-
zenschutzgesetz festgestellt, kann das zusätzlich Aus-
wirkungen auf die Zahlung von Fördergeldern haben.
Die EU gewährt Direktzahlungen, wie Basisprämien oder
Junglandwirtprämien, und Zahlungen für verschiedene

11Berichte zu Pflanzenschutzmitteln 2014 , DOI 10.1007/978-3-319-24915-5_5,
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Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raumes.
Diese Agrarzahlungen sind gemäß der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 an die Einhaltung von Vorschriften in den
Bereichen Umweltschutz, Klimawandel, guter landwirt-
schaftlicher und ökologischer Zustand der Flächen, Ge-
sundheit von Mensch, Tier und Pflanze sowie Tierschutz
geknüpft. Diese Verknüpfung wird als „Cross Complian-
ce“ bezeichnet. DieCrossCompliance-Vorschriften gehen
von einem gesamtbetrieblichen Ansatz aus. Das bedeutet,
dass ein Betrieb, der Cross Compliance-relevante Zahlun-
gen erhält, in allen Produktionsbereichen (z. B. Ackerbau,
Viehhaltung, Gewächshäuser, Sonderkulturen) und allen
seinen Betriebsstätten die Cross Compliance-Vorschrif-
ten einhaltenmuss. Die Einhaltung der Vorschriften wird
durch ein integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem
überprüft. Grundsätzlich sollen mindestens 5% der An-
tragsteller vor Ort auf die Einhaltung der Fördervoraus-
setzungen und aller Verpflichtungen kontrolliert werden.
Bei Fahrlässigkeit findet in der Regel eine Kürzung bis 3%
(maximal 5%) statt, bei wiederholten Verstößen bis 15%.
Bei vorsätzlichen Verstößen beträgt die Kürzung min-
destens 20% bis hin zum vollständigen Ausschluss der
Beihilfen für ein oder mehrere Jahre.

Die Cross Compliance-Regelungen ersetzen jedoch
nicht das Pflanzenschutz-Kontrollprogramm, in dem das
Fachrecht (Pflanzenschutzrecht) überprüft wird. Wird bei
einer Kontrolle im Rahmen des Pflanzenschutz-Kontroll-

programms ein Verstoß festgestellt, erfolgt eine Ahndung
gemäß Pflanzenschutzgesetz. Das heißt, es wird ein Ord-
nungswidrigkeitsverfahren eingeleitet und ein Bußgeld
verhängt. Zusätzlich wird der Verstoß durch die Fachbe-
hörde andie für dieAgrarzahlungen zuständige Zahlstelle
gemeldet (Cross-Check). Der Verstoß wird dann bei der
Berechnung der Prämie berücksichtigt, als Prämienkür-
zung bzw. Rückzahlungsforderung an den Landwirt. Eine
Ahndung nach demPflanzenschutzgesetz (als Ordnungs-
widrigkeit) erfolgt somit zusätzlich und unabhängig von
einer Prämienkürzung.

Als Folge von Kontrollen können auch Ermittlungen
auf der Grundlage weiterer Rechtsvorschriften eingelei-
tet werden. Die Pflanzenschutzdienste arbeiten hier bei-
spielsweise mit Umwelt- und Naturschutzbehörden oder
der Lebensmittelüberwachung zusammen.

Bei Kontrollen zum Import oder zur Durchfuhr/
Transit von Pflanzenschutzmitteln können Verstöße ge-
gen Kennzeichnungsvorschriften oder das Patentrecht
aufgedeckt werden, deren weitere Verfolgung und Ahn-
dung an die für das Chemikalienrecht zuständigen Be-
hörden oder an die Staatsanwaltschaft abgegebenwerden
können. Ermittlungen beimgewerbsmäßigenHandelmit
illegalen Pflanzenschutzmitteln werden in Zusammenar-
beit mit der Polizei durchgeführt und ggf. an die Staats-
anwaltschaft übergeben.
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6Ergebnisse

6.1 Überwachung der Zusammensetzung und der
physikalischen, chemischen und technischen
Eigenschaften von Pflanzenschutzmitteln

Die Pflanzenschutzdienste der Bundesländer entnehmen
Pflanzenschutzmittelproben im Handel, die durch das
BVL analysiert werden. Untersucht wird, ob
� Wirkstoffgehalt,
� Gehalte an Beistoffen,
� Verunreinigungen und Fremdstoffe sowie
� physikalische, chemische und technische Eigenschaf-

ten
den bei der Zulassung bzw. bei der Genehmigung für
den Parallelhandel zugrunde gelegten Angaben zur Zu-
sammensetzung und den einzuhaltenden Bedingungen
entsprechen. Dadurch soll zum einen geprüft werden, ob
die im Handel befindlichen Pflanzenschutzmittel zulas-
sungskonform sind bzw. von der Genehmigung für den
Parallelhandel abgedeckt sind, und zum anderen, ob pro-
duktionsbedingte oder lagerungsbedingte Qualitätsmän-
gel auftreten.

Bei der Probenahme und Bewertung der Ergebnisse
werden Plan- und Verdachtsproben getrennt betrach-
tet. Die Untersuchung von Planproben stellt eine syste-
matische Kontrolle dar. Dabei wird vorab im Kontroll-
programm die Anzahl der zu untersuchenden Pflanzen-
schutzmittelgebinde festgelegt und abgestimmt, welche
Wirkstoffe in den Mitteln enthalten sind bzw. auf welche
Parameter untersucht wird. Verdachtsproben hingegen
stellen Anlasskontrollen dar, die nicht geplant werden
können. Es werden beispielsweise Pflanzenschutzmittel
analysiert, die einen Schaden verursacht haben oder ei-
ne mangelnde Wirksamkeit aufweisen. Im Rahmen der
Kontrolltätigkeit oder aufgrund von Hinweisen von An-
wendern, Händlern, Zulassungsinhabern oder Behörden
werden Proben von verdächtigen Pflanzenschutzmitteln
genommen und analysiert. Anzeichen für unzulässige
oder gefälschte Pflanzenschutzmittel ergeben sich z. B.
aus Abweichungen bei den Mitteleigenschaften (Farbe,

Konsistenz), einer verdächtigenKennzeichnungoderVer-
packung, dubiosen Handelswegen oder Bezugsquellen.
Der Untersuchungsumfang und die verwendetenMetho-
den sind von der Fragestellung abhängig und werden für
jede Verdachtsprobe individuell festgelegt.

6.1.1 Pflanzenschutzmittel, die bestimmte
Wirkstoffe enthalten (Planproben)

Im Bereich der Verkehrskontrollen wurde für das Jahr
2014 festgelegt, dass stichprobenartig die Zusammenset-
zung von Pflanzenschutzmitteln im Handel untersucht
wird, die den Wirkstoff Boscalid oder Flufenacet enthal-
ten. Es solltendabei sowohl zugelasseneOriginalmittel als
auch parallel gehandelte Pflanzenschutzmittel überprüft
werden. Zusätzlich wurde auch die Untersuchung ei-
nes bestimmten Fluroxypyr-1-methyl-heptylester-halti-
gen und eines bestimmten Terbuthylazin-haltigen Pflan-
zenschutzmittels vereinbart, die in einem der früheren
Kontrolljahre auffällig waren. Die Kontrollen sollten sich
nur auf das jeweilige Originalmittel beziehen, welches zu
einem früheren Zeitpunkt auffällig geworden war.

Für diese Kontrollen wurden von den Bundesländern
Pflanzenschutzmittelpackungen im Groß- und Einzel-
handel entnommen, an das Referat „Produktchemie und
Analytik“ des BVL gesandt und imdortigen Labor für For-
mulierungschemie untersucht. Die Planprobenwurden je
nach Formulierung auf die folgenden Prüfparameter un-
tersucht:
� Wirkstoffgehalt
� Gehalt der Beistoffsubstanz Naphthalin
� Gehalt der relevanten Verunreinigung Atrazin
� Aussehen, Farbe
� Homogenisierbarkeit
� bei flüssigen Formulierungen: Dichte als aussagekräf-

tiges Identitätskriterium
� bei Emulsionskonzentraten: Emulsionsstabilität als

aussagekräftiges Kriterium

13Berichte zu Pflanzenschutzmitteln 2014 , DOI 10.1007/978-3-319-24915-5_6,
© Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 2016
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Vonden insgesamt 199untersuchtenPlanproben stamm-
ten 7 Proben aus dem Parallelhandel (3,5%). Im Jahr 2013
betrug der Anteil des Parallelhandels am Inlandsabsatz
von Pflanzenschutzmitteln 7,1%.

Ergebnis der Untersuchungen
Sowohl bei den 109 untersuchten Flufenacet-haltigen
Pflanzenschutzmitteln als auch bei den 7 untersuch-
ten Fluroxypyr-1-methyl-heptylester-haltigen Pflanzen-
schutzmitteln wurden weder Abweichungen im Wirk-
stoffgehalt noch im Gehalt der untersuchten Beistoffe
und Verunreinigungen oder bei den untersuchten physi-
kalischen, chemischen oder technischen Prüfparametern
festgestellt.

Bei den 69 untersuchten Boscalid-haltigen Pflanzen-
schutzmitteln wurde bei einer Probe eine Abweichung
im Wirkstoffgehalt festgestellt. Eine weitere Boscalid-
haltige Pflanzenschutzmittelprobe konnte nicht homo-
genisiert werden, wobei entsprechend der BVL-Veröf-
fentlichung „Homogenisierbarkeit von flüssigen Pflan-
zenschutzmitteln“ (BVL-Homepage www.bvl.bund.de >
Pflanzenschutzmittel > Aufgaben im Bereich Pflanzen-
schutzmittel > Produktchemie > Labor für Formulie-
rungschemie) verfahren wurde. Da eine repräsentative
Probenahme aus demPflanzenschutzgebinde nichtmög-
lich war, erfolgten an dieser Probe keine weiteren Unter-
suchungen.

Bei den 14untersuchtenTerbuthylazin-haltigenPflan-
zenschutzmitteln wurde bei einer Probe eine Abwei-
chung im Gehalt der untersuchten Wirkstoffverunreini-
gung Atrazin festgestellt.

Die Zusammensetzung von 196 der untersuchten
Planproben entsprach auf Basis der analysierten Prüf-
parameter den gesetzlichen Vorgaben (siehe Tab. 6.1
und 6.2). Daraus ergibt sich eine Mängelquote von 1,5%
(siehe Tab. 6.1).

Die in Tabelle 6.1 genannten Quoten haben aufgrund
der zugrunde gelegten geringen Probenzahlen keine sta-
tistische Aussagekraft, sondern geben nur einen Trend
wieder.

6.1.2 Verdachtsproben

Werden von den Bundesländern im Rahmen von An-
lasskontrollen im Großhandel, im Einzelhandel oder auf
der Erzeugerstufe oder auch bei der Prüfung von Be-
schwerdenAuffälligkeitenoderUnregelmäßigkeiten fest-
gestellt, können im Zusammenhang mit der amtlichen
Überwachung Verdachtsproben genommen und zur Un-
tersuchung an das BVL geschickt werden. Im Jahr 2014
wurden insgesamt 15 Verdachtsproben im BVL analy-
siert. Die Pflanzenschutzmittel enthielten 15 verschiede-

ne Wirkstoffe: Chlormequatchlorid, Chlorsulfuron, Clo-
mazone, Cyproconazol, Dithianon, Ethephon, Folpet,
Flufenacet, Glyphosat, Imidacloprid Thiacloprid, Pendi-
methalin, Prohexadion (als Kalziumsalz), Propiconazol
und Thifensulfuron.

Im Einzelfall wurde entschieden, welche Parameter
zur Klärung des Verdachtes zu untersuchenwaren. In den
meisten Fällen waren dies Wirkstoffgehalte, Wirkstoff-
verunreinigungen und Fremdstoffe sowie bei flüssigen
Formulierungen die Dichte. Je nach Fragestellung wur-
den als weitere Parameter der Gehalt an ausgesuchten
Beistoffen wie Lösungsmittel und physikalische, chemi-
sche und technische Eigenschaften wie Emulsionsstabi-
lität, pH-Wert, Oberflächenspannung, Suspendierbarkeit
oder Schaumbeständigkeit untersucht.

Ergebnis der Untersuchungen
Aufgrund eines Verdachtes wurden 15 Pflanzenschutz-
mittelgebinde untersucht. Davon wiesen 10 Gebinde
Mängel auf.

Ein Pflanzenschutzmittel wurde wegen nicht bekann-
ter Kulturunverträglichkeit bei der Anwendung unter-
sucht. Es konnten Abweichungen in der Zusammenset-
zung gegenüber den Bedingungen der Zulassung festge-
stellt werden. Ob diese Abweichungen für die festgestell-
te Kulturunverträglichkeit verantwortlich waren, konnte
nicht abschließend eruiert werden.

Ein weiteres Pflanzenschutzmittel wurde aufgrund
von Schäden an Bienen untersucht. Hier konnten kei-
ne unzulässigen Abweichungen gegenüber der Zulassung
festgestellt werden.

Zudem wurden dem BVL 5 zugelassene Mittel auf-
grund eines Verdachtes auf fehlerhafte Zusammenset-
zung übergeben. Bei diesen Proben waren die Wirkstoff-
gehalte sowie Gehalte an Verunreinigungen zu unter-
suchen. Dabei wurde bei Captan-haltigen Mitteln die
Verunreinigung an Folpet bestimmt. Bei einem Herbi-
zid wurde auf Verunreinigung mit anderen Herbiziden
untersucht sowie bei 2 weiteren Pflanzenschutzmitteln
auf Verunreinigung mit Chlorpyrifos und Iprodion. Eines
deruntersuchtenPflanzenschutzmittel erwies sichwegen
eines überhöhten Wirkstoffgehaltes als nicht verkehrsfä-
hig.

Eine Verdachtsprobe betraf ein parallel gehandeltes
Mittel, von demWare im Handel festgesetzt worden war.
Das Mittel war als solches nicht verkehrsfähig, da die auf-
gedruckte GP-Nummer nicht mehr gültig war. Bei dieser
Probe wurde zudem ein zu hoher Gehalt an der relevan-
ten Verunreinigung 1,2-Dichlorethan festgestellt.

Ein Bündel von 6 Pflanzenschutzmitteln sowie ein
weiteres Pflanzenschutzmittel wurden zur Untersuchung
eingeschickt, weil die Mittel in Deutschland weder zuge-
lassen noch genehmigt waren. Da die 6 Pflanzenschutz-
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mittel ursprünglich aus Polen kommen sollten, wurde
von der polnischen Zulassungsbehörde die jeweilige dort
registrierte Zusammensetzung zur Verfügung gestellt. In
einem Fall war das Pflanzenschutzmittel nicht mehr ho-
mogenisierbar, weshalb die Probe nicht untersucht wer-
den konnte. Die Untersuchungen von 2 der Proben er-
gaben keine unzulässigen Abweichungen von den dekla-
rierten Wirkstoffgehalten. Auch die Höchstgrenzen der
untersuchten Verunreinigungenwurden eingehalten. Bei
den 3 weiteren Proben wurden zwar ebenfalls keine Ab-
weichungenvondendeklariertenWirkstoffgehalten fest-
gestellt, jedoch unzulässig hohe Gehalte für verschiede-
ne Fremdstoffe sowie teilweise Abweichungen bei den
Beistoffen sowie den physikalischen, chemischen und
technischen Parametern. Bei dem einzeln eingeschick-
ten Pflanzenschutzmittel wurden keine Abweichungen
im Wirkstoffgehalt gegenüber den Angaben auf der Ver-
packung festgestellt. Insgesamt sind jedoch alle 7 Proben
als nicht verkehrsfähig einzustufen, da sie über keine Zu-
lassung bzw. Parallelhandelsgenehmigung verfügen.

6.1.3 Tabellarische Übersicht der Analysen und
Ergebnisse

In Tabelle 6.1 ist aufgeschlüsselt, wie sich die 214 kon-
trollierten Pflanzenschutzmittelgebinde auf die unter-
schiedlichen Probenarten verteilen. Den größeren An-
teil bilden die Planproben, die die Wirkstoffe Boscalid,
Flufenacet, Fluroxypyr-1-methyl-heptylester oder Ter-
buthylazin enthielten. Aufgrund eines Verdachts oder

Tab. 6.1 Prüfung auf Produktqualität im Jahr 2014 – Übersicht der Pro-
benmit Mängeln in der Zusammensetzung und Beschaffenheit

Kontrollen Mängel
(prozentual)

Anzahl untersuchterWirkstoffe 18 –

Anzahl untersuchter Pflanzenschutz-
mittel

214 13 (6,1%)

davon systematische Kontrollen
(Planproben)

199 3 (1,5%)

davon zugelassene Mittel 192 3 (1,6%)

davon parallel gehandelteMittel 7 0 (0%)

davon Anlasskontrollen
(Verdachtsproben)

15 10 (66,7%)

davon aufgrund von Schäden 2 1 (50,0%)

davon Verdacht auf fehlerhafte
Zusammensetzung zugelassener
Mittel

5 1 (20,0%)

davon Verdacht auf illegalen
(Parallel)handel

8 8 (100%)

konkreten Anlasses wurden 15 Pflanzenschutzmittel un-
tersucht. Tabelle 6.2 gibt einen Überblick über durchge-
führte Analysen und beanstandete Parameter.

Tab. 6.2 Durchgeführte Analysen und festgestellte Abweichungen von
den Zulassungsdaten bei Proben aus dem Pflanzenschutz-Kontrollpro-
gramm im Jahr 2014

Planproben Verdachtsproben
Analysenparameter

Analysen Mängel Analysen Mängel

Art des Wirkstoffsa 198 0 17 0

Gehalt des Wirkstoffsa 198 1 17 1

Verunreinigungen/
Fremdstoffe

14 1 209 15

Beistoffe 49 0 5 4

phys., chem., techn.
Eigenschaften

339 0 48 3

Homogenisierbarkeit 110 1 8 1

Screening (GC/MS) 0 0 3 0

Insgesamta 710 3 282 24

a Die qualitative und quantitative Bestimmung des Wirkstoffs gilt als
eine Bestimmung pro Probe.

6.2 Verkehrskontrollen (Kontrollen im Handel)

Die Verkehrskontrollen erfolgen in der Regel unange-
meldet. Überprüft werden Geschäfte des Groß- und Ein-
zelhandels aber auch der Versand- und Onlinehandel.
Inspektoren der Pflanzenschutzdienste kontrollieren Ge-
schäftsräumeundPflanzenschutzmittelläger, recherchie-
ren Angebote vonPflanzenschutzmitteln im Internet, be-
gutachten Printmedien wie Firmenkataloge oder Anzei-
gen von Pflanzenschutzmitteln in Zeitungen, besuchen
Messen und Verkaufsveranstaltungen. Im Rahmen der
Überwachungstätigkeit werden Verkäufer und Betriebs-
inhaber befragt, Verkaufsgespräche beobachtet oder auch
Testkäufe durchgeführt und Geschäftsunterlagen gesich-
tet. Es wird überprüft, ob die Verkäufer die gesetzli-
chenAnforderungenhinsichtlichder SachkundeundUn-
terrichtungspflicht erfüllen und ob die Vorgaben beim
Verkauf von Pflanzenschutzmitteln, wie die Einhaltung
des Selbstbedienungsverbotes oder das Anbieten nur zu-
lässiger Pflanzenschutzmittel, eingehalten werden. Beim
Händler wird die Lagerung und Dokumentation über ge-
handelte Pflanzenschutzmittel gesichtet. In Onlineange-
boten oder Katalogen wird zusätzlich überprüft, ob die
Produktbeschreibung ausreichend ist und nur mit zu-
lässigen Aussagen geworben wird. Bei der Einfuhr von
Pflanzenschutzmitteln in die Europäische Union arbeitet
der Zoll eng mit den Pflanzenschutzdiensten zusammen.
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Die Summenangaben im vorliegenden Bericht bezie-
hen sich auf die einzelnen überprüften Tatbestände. Sie
korrespondierendahernichtmitderGesamtzahlderkon-
trollierten Betriebe. So können in einem gut bekannten
Betrieb die angebotenen Pflanzenschutzmittel überprüft
worden sein, ohne dass die Einhaltung der Anzeigepflicht
kontrolliert worden ist.

Im Jahr 2014wurden insgesamt 2.223Betriebe kontrol-
liert. Bei 11.899 angezeigten Betrieben (Stand: April 2015)
ergibt sich eine Kontrollquote von 18,7%. Die Kontrol-
len erfassen einen großen Anteil der Handelsbetriebe,
um besonders dem Risiko des Einkaufs und des Anwen-
dens nicht zugelassener Pflanzenschutzmittel entgegen-
zuwirken. Damit nehmen die Kontrollen der Handels-
betriebe eine Schlüsselstellung im Pflanzenschutz-Kon-
trollprogramm ein.

6.2.1 Verkauf nur von zugelassenen
Pflanzenschutzmitteln

Pflanzenschutzmittel dürfen nur in denVerkehr gebracht
werden, wenn sie vom BVL zugelassen sind. Über die Zu-
lassungsnummer kann festgestellt werden, ob ein Pflan-
zenschutzmittel zugelassen ist, der Abverkaufsfrist unter-
liegt oder nicht mehr gehandelt werden darf. Für Ware,
die sich zum Zeitpunkt des Zulassungsendes bereits im
freien Verkehr befunden hat, gilt ab dem Datum des Zu-
lassungsendes eine sechsmonatige Abverkaufsfrist, es sei
denn, die Zulassung wurde von Amts wegen widerru-
fen. Die Zulassung wurde bisher in der Regel für 10 Jahre
ausgesprochen. Mit Inkrafttreten der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 ist die Zulassungsdauer einesMittels an die
Dauer der Wirkstoffgenehmigung gekoppelt. Pflanzen-
schutzmittel, die in anderen Mitgliedstaaten der EU zu-
gelassen sind undmit hier zugelassenenMitteln identisch
sind, benötigen eineGenehmigungdesBVL,wenn sie par-
allel gehandelt werden. Die Genehmigungsnummer setzt
sich aus der Zulassungsnummer des Referenzmittels, ei-
nem Schrägstrich sowie einer dreistelligen Nummer, die
der eindeutigen Identifizierung dient, zusammen.

Die Überprüfung des Verkaufs nur zugelassener Pflan-
zenschutzmittel hat einen hohen Stellenwert im Pflan-
zenschutz-Kontrollprogramm. Damit wird sichergestellt,
dass nur Pflanzenschutzmittel abgegeben werden, deren
Zusammensetzungen geprüft wurden. ImZulassungsver-
fahren werden Mittel auf ihre Sicherheit für den An-
wender, die Wirksamkeit gegenüber Schadorganismen,
die Verträglichkeit für Kulturpflanzen, dieUnbedenklich-
keit hinsichtlichmöglicher Auswirkungen auf denNatur-
haushalt unddasGrundwasser sowie auf denVerbraucher
untersucht. Bei der erneuten Zulassung eines Pflanzen-

schutzmittels müssen die Zulassungsvoraussetzungen er-
füllt werden, die regelmäßig an den aktuellen Stand von
Wissenschaft undTechnik angepasst werden.Oftmals be-
sitzen neu zugelassene Pflanzenschutzmittel veränder-
te Zusammensetzungen und die Gebrauchsanleitungen
müssen die aktuell geltenden Anwendungsgebiete und
-bestimmungen enthalten.

In Tabelle 6.3 ist die Anzahl der Betriebe aufgeführt,
in denen die Zulassung der angebotenenMittel überprüft
wurde sowie die Anzahl der beanstandeten Betriebe. Es
wurde in 1.995 Betrieben überprüft, ob nur verkehrsfä-
hige Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstärkungsmittel und
Zusatzstoffe vertrieben werden. Bei insgesamt 23,6% der
Betriebe wurden Verstöße festgestellt (2013: 24,8%) und
Bußgelder bis zu 5.000€ festgesetzt. Insgesamt wurden
rund 81.000 Mittel kontrolliert und 1.241 Mittel (1,5%)
beanstandet (2013: 1,6%). Bei einem großen Anteil der
beanstandetenMittelwar die Zulassung vorKurzem (kür-
zer als ein Jahr) ausgelaufen und die Gebinde wurden
nicht deutlich getrennt („Sperrlager“) von den zugelasse-
nen Produkten gelagert.

Tab. 6.3 Kontrollen zur Verkehrsfähigkeit von Pflanzenschutzmitteln,
Pflanzenstärkungsmitteln und Zusatzstoffen sowie zu Einfuhrverboten
für Saat- und Pflanzgut im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 1.995 471 (23,6%)

davon systematische Kontrollen 1.931 436 (22,6%)

davon Anlasskontrollen 64 35 (54,7%)

Anzahl Mittel 81.092 1.241 (1,5%)

davon systematische Kontrollen 79.817 1.202 (1,5%)

davon Anlasskontrollen 1.275 39 (3,1%)

Zusätzlich zu den Handelsbetrieben wurden Internet-
angebote überprüft. Hierzu gehört beispielsweise die
Sichtung der Angebote von Auktionshäusern, auf Han-
delsplattformen oder auf Internetseiten einzelner Händ-
ler.

Fazit aus den Kontrollen zum Verkauf von Pflanzen-
schutzmitteln (2004– 2014)
Im Pflanzenschutz-Kontrollprogramm wird der
Handel intensiv überwacht. Es wird geprüft, ob
ein Händler nur zugelassene Pflanzenschutzmittel
verkauft. Bei der Kontrolle wird davon ausgegan-
gen, dass alle Pflanzenschutzmittel für eine Abgabe
vorgesehen sind, die sich in einer Verkaufsvitrine
oder in einem Lager befinden und nicht deutlich
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abgetrennt gelagert werden bzw. als nicht zugelas-
sen gekennzeichnet sind. Jährlich werden knapp
20% der Händler kontrolliert. Bei Beanstandungen
werden Ordnungswidrigkeitsverfahren eröffnet
und Bußgelder verhängt.

Ursachen für Beanstandungen
Aus den Jahresberichten des Zeitraums 2004 bis
2014 geht hervor, dass jährlich 20 bis 30% der
kontrollierten Betriebe beanstandet wurden, da sie
mindestens ein Mittel im Angebot hatten, dessen
Verkauf nicht mehr zulässig war. Hierbei ist zu be-
achten, dass nicht nur die Abgabe von Pflanzen-
schutzmitteln kontrolliert wurde, sondern auch der
Verkauf von Pflanzenstärkungsmitteln und Zusatz-
stoffen. Einige Verstöße lassen sich auf die Nichtbe-
achtung neuer Rechtsvorschriften zurückführen:
� Seit dem Jahr 2009 ist es Pflicht, Pflanzen-

schutzmittel mit dem Produktionsdatum und
einer achtstelligen statt einer sechsstelligen Zu-
lassungsnummer zu kennzeichnen. Bei Pflan-
zenschutzmitteln, die nach Zeitablauf erneut
zugelassen werden, ist der Verkauf von Verpa-
ckungen der vorherigen Generation nicht mehr
zulässig (Ausnahme seit Juni 2011: Verkauf in-
nerhalb einer sechsmonatigen Abverkaufsfrist).
Durch diese Regelung wird gewährleistet, dass
nur Verpackungen in den Verkauf gelangen, die
hinsichtlich ihrer stofflichen Zusammensetzung
und der Kennzeichnung (Anwendungsgebiete
und -bestimmungen usw.) der aktuellen Zulas-
sung entsprechen. Beanstandungen können sich
aus dem Verkauf von Pflanzenschutzmitteln ei-
ner alten Generation ergeben.

� Seit Februar 2012 gelten für Pflanzenstärkungs-
mittel neue Kriterien, die beim Vertrieb und der
Anzeige des Vertriebs beim BVL erfüllt sein müs-
sen. Pflanzenstärkungsmittel, die vor dem14. Fe-
bruar 2012 beim BVL gelistet waren, durften nur
noch bis zum 14. Februar 2013 verkauft werden.
Im Jahr 2013 wurden im Handel verstärkt Pflan-
zenstärkungsmittel beanstandet, deren Abgabe
nicht (mehr) zulässig war.

� Im Handel werden Chemikalien oder Biozide
angeboten, die als Pflanzenschutzmittel bewor-
ben werden. Der Vertrieb dieser Mittel wird als
Verkauf nicht zugelassener Pflanzenschutzmittel
angesehen und beanstandet.

� In Onlineshops, Auktionshäusern oder auf
Handelsplattformen im Internet werden immer

mehr Pflanzenschutzmittel zum Kauf angebo-
ten. Verstöße ergeben sich durch Angebote nicht
zugelassener Pflanzenschutzmittel, teilweise
auch von Privatpersonen.

� Der Verkauf von parallel gehandelten Pflan-
zenschutzmitteln (früher „Parallelimporte“) hat
seit 2008 deutlich zugenommen und hat heute
einen Anteil von ca. 7% am Gesamthandelsvo-
lumen. Die Voraussetzungen, die ein legal par-
allel gehandeltes Pflanzenschutzmittel erfüllen
muss, haben sich in den letzten 10 Jahren mehr-
fach geändert und sind erst seit 2011 europa-
weit einheitlich. Das führte zu Beanstandungen
im Handel, da Pflanzenschutzmittel angeboten
wurden, die nicht die gesetzlichen Anforderun-
gen erfüllen. In einigen Fällen wurden auch Pro-
duktfälschungenvorgefunden. Inder letztenZeit
hat die Direktvermarktung stark zugenommen,
sodass parallel gehandelte Pflanzenschutzmittel
nur noch in geringem Umfang bei stationären
Händlern vorgefunden werden.
Bei einer genaueren Betrachtung der Verstöße

stellt sich heraus, dass insbesondere der Verkauf
von Pflanzenschutzmitteln beanstandet wurde, de-
ren Zulassungen innerhalb der letzten 12 Monate
ausgelaufen waren. Auch gab es Anzeichen dafür,
dass in Geschäften, in denen der Verkauf von Pflan-
zenschutzmitteln nur einen geringen Umfang des
Geschäftsvolumens ausmacht, öfter nicht mehr zu-
gelassene Pflanzenschutzmittel aufzufinden waren.
Durch den geringen Durchsatz bleiben „Ladenhü-
ter“ liegen und das Personal widmet der Pflege/
Aktualität des Sortiments nicht immer die erforder-
liche Aufmerksamkeit.

Bisherige Maßnahmen zur Reduzierung der
Verstöße
Zur besseren und schnellen Information vonHänd-
lern und Anwendern stellt das BVL auf seiner Ho-
mepage eine Datei mit Übersichten zur Verfügung,
in denen der Zulassungsstand, das Zulassungsen-
de und die Abverkaufsfrist von Pflanzenschutzmit-
teln aufgeführt sind. Das BVL bietet darüber hin-
aus einen E-Mail-Newsletter an, der über aktuelle
Entscheidungen, z. B. über den Widerruf einer Zu-
lassung eines Pflanzenschutzmittels, informiert (ein
Widerruf führt zu einem Verkaufsverbot). Groß-
händler und Handelsketten nutzen teilweise auch
den Service des BVL, die Zulassungsdaten in elek-
tronischer Form zu beziehen, um Informationen
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über das Zulassungsende intern oder an Kunden
weiterzugebenoder in das elektronisch geführte La-
gerhaltungssystem einzuspeisen, sodassWare auto-
matisch für eine Abgabe gesperrt wird.

Weitreichende Änderungen im Pflanzenschutz-
recht durch das Inkrafttreten der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 am 14. Juni 2011 und die Novellie-
rung des Pflanzenschutzgesetzes gaben Anlass zur
Hoffnung, dass diese sich positiv auf die Beanstan-
dungsraten im Handel auswirken, denn es wurden
gezielt einige Maßnahmen ergriffen:
� 2011 wurde eine 6-monatige Abverkaufsfrist

nach Zeitablauf eingeführt, mit der Lagerbestän-
de im Handel nun legal aufgebraucht werden
können. Damit hat der Händler einen Puffer
von 6 Monaten ab dem regulären Zulassungs-
ende.

� Händler müssen seit 2011 Aufzeichnungen über
die Pflanzenschutzmittel führen, die sie lagern
und verkaufen. Dies geschieht in der Regel elek-
tronisch und oftmals in Kombination mit einem
Lagerhaltungssystem. Das elektronische Doku-
mentationssystem könnte genutzt werden, um
bei Lagerbeständen das Datum des Zulassungs-
endes bzw. des Endes der Abverkaufsfrist zu hin-
terlegen und diese Mittel dann für eine Abgabe
zu sperren.

Vorschläge für weitere Maßnahmen
Trotz der genannten Maßnahmen sind die Bean-
standungsraten in den letzten Jahren nicht gesun-
ken. Aus Sicht derKontrollbehördender Länderwä-
ren die folgenden Maßnahmen geeignet, um den
Handel hinsichtlich des Verkaufs nicht zulässiger
Pflanzenschutzmittel zu sensibilisieren:
� Eine Konkretisierung der Aufzeichnungspflicht

für Händler durch gesetzliche Vorgaben wie
im Anwenderbereich wäre sinnvoll. Aus den
Aufzeichnungen muss eindeutig hervorgehen,
welche Pflanzenschutzmittel bezogen und ge-
handelt werden. Die verbindliche Angabe der
achtstelligen Zulassungsnummer, des Mittelna-
mens und der Mengen auf Bestell- und Lie-
ferscheinen und im Warenmanagementsystem
könnten ein Durchmischen von Mitteln mit ab-
gelaufenen und bestehenden Zulassungen ver-
meiden und eine lückenlose Rückverfolgbar-
keit von Lieferketten ermöglichen. Bei paral-
lel gehandelten Pflanzenschutzmitteln müssten
die Aufzeichnungen zusätzlich die Genehmi-

gungsnummer und die Chargennummer ent-
halten.

� Verstärkte Aufklärung von Händlern, insbeson-
dere bei reinem Online- und Versandhandel,
über die bestehenden Anforderungen beim Ver-
kauf von Pflanzenschutzmitteln.

� Intensive Kontrolle des Internethandels unter
Nutzung professioneller Rechercheprogramme
und -methoden.

� Erwägen einer strengeren Ahndung beim Inver-
kehrbringen nicht zugelassener Pflanzenschutz-
mittel.

� Verstärktes Vorgehen gegen gehandelte Biozi-
de und Chemikalien, die in unzulässiger Weise
als Pflanzenschutzmittel beworbenwerden, oder
gegen Betreiber von Internetseiten, die Mittel
oder Chemikalien zur Bekämpfung z. B. von Un-
kräutern, Insekten oder Nagetieren empfehlen,
die nicht zugelassen sind.

6.2.2 Beseitigungspflicht für verbotene
Pflanzenschutzmittel

Seit dem Jahr 2008 unterliegen jene Pflanzenschutzmit-
tel einer Beseitigungspflicht, deren Anwendung gemäß
der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung vollständig
verboten ist oder die einen Wirkstoff enthalten, der in
der EU nicht für die Verwendung in Pflanzenschutzmit-
teln genehmigt ist. Solche Pflanzenschutzmittel müssen
nach § 15 PflSchG unverzüglich aus dem Lager entfernt
und ordnungsgemäß entsorgt werden. Die Beseitigungs-
pflicht wurde eingeführt, um eine versehentliche oder
missbräuchliche Anwendung nicht mehr zugelassener
Pflanzenschutzmittel zu vermeiden. Auf der Homepage
des BVL (http://www.bvl.bund.de/infopsm) ist eine Über-
sichtsliste veröffentlicht, in der für Pflanzenschutzmittel
mit abgelaufener Zulassungvermerkt ist, ob für sie die Be-
seitigungspflicht gilt.

Tabelle 6.4 zeigt, dass in 1.658 Betrieben des Groß-
und Einzelhandels Kontrollen zur Einhaltung der Beseiti-

Tab. 6.4 Kontrollen im Handel zur Einhaltung der Beseitigungspflicht
von verbotenen Pflanzenschutzmitteln im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 1.658 25 (1,5%)

davon systematische Kontrollen 1.626 24 (1,5%)

davon Anlasskontrollen 32 1 (3,1%)
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gungspflicht in Pflanzenschutzmittellagern durchgeführt
wurden. In 25 Betrieben (1,5%) wurden Pflanzenschutz-
mittel vorgefunden, die der Beseitigungspflicht unterlie-
gen (2013: 3,6%). Hier wurde die sofortige Beseitigung
angeordnet. Es wurden Verwarnungsgelder bis 35€ erho-
ben.

6.2.3 Kennzeichnung von Pflanzenschutzmitteln

Sämtliche vorgeschriebenenAngabenmüssen grundsätz-
lich auf den Behältnissen und abgabefertigen Packungen
stehen. Während in der Regel alle kontrollierten Mittel
auf ihren Zulassungsstatus überprüft werden, kann eine
Überprüfung der Kennzeichnung mit ihren umfangrei-
chen Angaben nur stichprobenartig erfolgen. Bei einem
Teil der Gebinde erfolgt eine Komplettprüfung der aufge-
druckten Kennzeichnung.

Wie in Tabelle 6.5 aufgeführt, wurden 52.328 Pflan-
zenschutzmittelgebinde hinsichtlich der Kennzeichnung
kontrolliert und 341 Mittel (0,7%) beanstandet (Vorjahr:
0,6%). EswurdenBußgelder bis 4.500 € erhoben.DieKon-
trollen schließen die detaillierte Prüfung von 752Mitteln
ein, bei der der gesamte Text auf der Gebrauchsanleitung
durchgesehen wird. Bei den Komplettprüfungen sind da-
her höhere Beanstandungsquoten zu erwarten (21,3%).

Tab. 6.5 Kontrollen zur Kennzeichnung von Pflanzenschutzmitteln im
Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Pflanzenschutzmittel-
gebinde

52.328 341 (0,7%)

davon systematische Kontrollen 51.475 325 (0,6%)

davon Anlasskontrollen 853 16 (1,9%)

davon Komplettprüfung 752 160 (21,3%)

Über die Laufzeit einer Zulassung eines Pflanzen-
schutzmittels sind Änderungen von Anwendungsgebie-
ten, Anwendungsbestimmungen oder Auflagen möglich
undmüssen bei der Anwendung beachtet werden. Händ-
ler sollten möglichst geringe Mittelmengen im Lager
vorrätig halten und zeitnah zum Produktionsdatum ver-
kaufen. Vor einer Abgabe sollte die Kennzeichnung hin-
sichtlich ihrer Aktualität geprüft werden. Eine Um-
etikettierung oder Ergänzung der Kennzeichnung eines
Pflanzenschutzmittelgebindes durch Aufkleber, die der
Zulassungsinhaber bereitstellt, ist zulässig. Auch der An-
wender muss sich vor dem Gebrauch über den aktuellen
Zulassungsstand informieren, da er bei einer Nichtbeach-
tung eine Ordnungswidrigkeit begeht.

6.2.4 Selbstbedienungsverbot

Pflanzenschutzmittel dürfen nicht durch Automaten
oder durch andere Formen der Selbstbedienung in den
Verkehr gebracht werden. Das Selbstbedienungsverbot
gilt für alle Handelsstufen. Dieses Verbot ist dann nicht
beachtet,wenn sichderKundeMittel selbst ausdemRegal
oder Lager holen kann, ohne dabei in Ladenbereiche zu
gelangen, die für ihn gesperrt sind. Bei der Kontrolle wird
überprüft, ob die Aufstellflächen für Pflanzenschutzmit-
tel diesenAnforderungen genügen. Die Ergebnisse sind in
Tabelle 6.6 aufgeführt.

Tab. 6.6 Kontrollen zum Selbstbedienungsverbot für Pflanzenschutz-
mittel im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 1.929 116 (6,0%)

davon systematische Kontrollen 1.876 98 (5,2%)

davon Anlasskontrollen 53 18 (34,0%)

Insgesamt wurden 1.929 Betriebe kontrolliert. Die Ge-
samtbeanstandungsquote von 6,0% im Jahr 2014 liegt
unter der des Vorjahres mit 6,2%. Aufgrund der Bean-
standungen wurden Bußgelder in einer Höhe bis zu 250€
festgesetzt.

Einige Verstöße lassen sich auf den Verkauf von Pflan-
zenschutzmitteln in speziellen Verkaufsdisplays zurück-
führen (siehe Jahresbericht 2013, Abschn. 6.2.4). Hier-
bei werden ein oder mehrere Pflanzenschutzmittel eines
Herstellers für Anwendungen im Haus- und Kleingar-
ten an möglichst zentraler Stelle ausgestellt. Aufgrund
ihrer Konstruktion oder des verwendetenMaterials (Pap-
pe, Plastikfolie) ist bei einigen Modellen nach einiger Zeit
nicht mehr zuverlässig gewährleistet, dass Selbstbedie-
nung durch den Kunden ausgeschlossen ist. Die Händler
sind dafür verantwortlich, dass eine Lagerung in ver-
schlossenen Schränken erfolgt. Bei Mängeln an Displays
müssen diese entfernt oder ausgetauscht werden.

6.2.5 Anzeigepflicht von Handelsbetrieben

Der Anzeigepflicht nach § 24 PflSchG unterliegen alle
Betriebe, die Pflanzenschutzmittel zu gewerblichen Zwe-
cken oder im Rahmen sonstiger wirtschaftlicher Unter-
nehmungen in den Verkehr bringen, zu gewerblichen
Zwecken einführen oder in der EU transportieren wollen,
z. B. Landhandel, Genossenschaften, Bezugsgemeinschaf-
ten, Floristen- und Drogistenbedarf, Gartencenter, Blu-
menläden, Baumärkte, Haushaltswarengeschäfte, Droge-
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rien, Apotheken. Die Anzeigepflicht umschließt auch die
Vermittlung und sonstige Hilfsleistungen bei einer der
genannten Tätigkeiten. Die Anzeigepflicht gilt nicht für
Landwirte, die Pflanzenschutzmittel nur für den eigenen
Betrieb in einem anderenMitgliedstaat der Europäischen
Gemeinschaft erwerben. Vor diesem sogenannten inner-
gemeinschaftlichenVerbringen gemäß § 51 PflSchGmuss
der Landwirt beim BVL einen Antrag auf Genehmigung
stellen. Diese Betriebe sind nicht in die allgemeine Ver-
kehrskontrolle einbezogen, sondern werden im Rahmen
von Anwendungskontrollen überwacht.

Außer über systematische und anlassbezogene Be-
triebskontrollen wird auch aufgrund von Nachfragen
bei Gewerbeaufsichtsämtern und Handelskammern oder
aufgrund von Recherchen im Branchenbuch überprüft,
ob die anzeigerelevanten betrieblichen Tätigkeiten ge-
mäß § 24 PflSchG gemeldet wurden.

Die Beanstandungsquote bei den insgesamt 1.662 kon-
trollierten Betrieben (Tab. 6.7) liegt mit 8,5% über dem
Niveau des Vorjahres (2013: 7,6%). In Ordnungswidrig-
keitsverfahren wurden Bußgelder in einer Höhe bis zu
150€ erhoben.

Tab. 6.7 Kontrollen zur Einhaltung der Anzeigepflicht gemäß § 24
PflSchG (Handelsbetriebe) im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 1.662 142 (8,5%)

Verstöße gegen die Anzeigepflicht können sich z. B.
über die Neueröffnung von Filialen ergeben, die ge-
nau wie ein Hauptgeschäft der Anzeigepflicht unterlie-
gen. Auch scheinen die gesetzlichen Vorschriften zum

Abb. 6.1 Bei der Abgabe von Pflanzenschutzmitteln an Laien ist eine
gute Beratung besonders wichtig (Quelle: LfULG Sachsen)

Verkauf von Pflanzenschutzmitteln bei Geschäftsinha-
bern mit einer oft sehr eingeschränkten Auswahl von
Pflanzenschutzmitteln,wieBlumenläden,Drogeriemärk-
ten oder Onlineshops, nicht immer ausreichend bekannt
zu sein.

6.2.6 Sachkunde und Unterrichtungspflicht

Jede Person, die Pflanzenschutzmittel abgibt, muss die
erforderliche Zuverlässigkeit und Sachkunde besitzen.
Bei der Abgabe ist der Käufer über die Anwendung des
Pflanzenschutzmittels, insbesondere über Verbote und
Beschränkungen, zu unterrichten. Bei einem Verkauf
von Pflanzenschutzmitteln an nichtberufliche Anwen-
dermüssen zusätzlich allgemeine Informationenüber die
Risiken der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln für
Mensch, Tier und Naturhaushalt zur Verfügung gestellt
werden. Hiermit sind insbesondere der Anwenderschutz,
die sachgerechte Lagerung, Handhabung und Anwen-
dung sowie die sichere Beseitigung gemeint (Abb. 6.1).

Bei einer Kontrolle wird das Verkaufspersonal zu-
nächst darüber befragt, wer Pflanzenschutzmittel ver-
kauft. Wenn der Betrieb das sogenannte Anzeigeverfah-
renbereits durchgeführt hat,wird gegebenenfalls geprüft,
ob der Abgebende den Kontrollbehörden bekannt ist.
Sollte dies nicht der Fall sein, wird die Vorlage des Sach-
kundenachweises verlangt. Zur Überprüfung der fachli-
chen Kenntnisse und der Unterrichtungspflicht werden
neben Befragungen auch Testkäufe durchMitarbeiter der
Pflanzenschutzdienste durchgeführt.

Die Ergebnisse der Kontrollen zur Sachkunde in 1.993
Betrieben sind in Tabelle 6.8 aufgeführt. In 3,8% der
kontrollierten Betriebe wurden unzureichende fachli-
che Kenntnisse des Verkaufspersonals beanstandet (2013:
3,9%) und Bußgelder in einer Höhe bis zu 300€ erteilt.
Bezogen auf die 5.378 kontrollierten Personen liegt die
Beanstandungsquote mit 1,7% auf dem Niveau des Vor-
jahres (2013: 1,7%).

Tab. 6.8 Kontrollen zu erforderlichen fachlichen Kenntnissen (Sach-
kunde) der Pflanzenschutzmittelabgeber im Einzel- und Versandhandel
im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 1.993 76 (3,8%)

Anzahl Abgeber 5.378 89 (1,7%)

Die Ergebnisse der Kontrollen zur Unterrichtungs-
pflicht in 825 Betrieben sind in Tabelle 6.9 aufgeführt. In
3,9% der überprüften Betriebe wurden Mängel bei der
Beratung festgestellt (2013: 4,6%) und Bußgelder bis zu
einer Höhe von 375€ erteilt. Bezogen auf die Anzahl der
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kontrollierten Personen liegt die Beanstandungsquote im
Jahr 2014 mit 4,6% über der des Vorjahres 2013 (4,1%).

Tab. 6.9 Kontrollen zur Unterrichtungspflicht der Pflanzenschutzmit-
telabgeber im Einzel- und Versandhandel im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 825 32 (3,9%)

Anzahl Abgeber 928 43 (4,6%)

6.3 Anwendungskontrollen

6.3.1 Bundesweiter Kontrollschwerpunkt:
Kontrollen zum Bienenschutz bei der
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln

Im Jahr 2014 wurde als neuer bundesweiter Kontroll-
schwerpunkt die Einhaltung von Anwendungsbestim-
mungen zum Schutz von Bienen begonnen. Die Aus-
wahl des Schwerpunktes erfolgte unter Berücksichtigung
mehrerer Aspekte: Bienen sind unverzichtbar für die Na-
tur und die Erzeugung vonNahrungsmitteln. Bienen leis-
ten einen unschätzbaren Beitrag für den Erhalt der Biodi-
versität und den Fruchtertrag vieler Gemüse-, Obst- und
Ackerkulturen. Daher stehen sie unter einem besonde-
ren Schutz und sind stellvertretend für eine Vielzahl blü-
tenbesuchender Insekten. Die Broschüre „Landwirte und
Imker in Partnerschaft“ (Abb. 6.2) will Imkern und Land-
wirten Fakten und Tipps vermitteln.

Abb. 6.2 Die Broschüre gibt Landwirten Tipps für eine bienenfreundli-
che Bewirtschaftung. Herausgegeben hat sie das HessischeMinisterium
für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz in Zusam-
menarbeit mit dem Landesbetrieb Landwirtschaft Hessen (LLH) (http://
www.llh.hessen.de/fachinformation/veroeffentlichungen.html)

Der Schutz der Honigbiene ist im Jahr 1950 bundes-
weit über die Verordnung über bienengefährliche Pflan-
zenschutzmittel gesetzlich verankert worden. Heute gilt
die Verordnung über die Anwendung bienengefährlicher
Pflanzenschutzmittel (Bienenschutzverordnung), deren
Einhaltung fester Bestandteil der Kontrollen zur Anwen-
dung vonPflanzenschutzmitteln ist. Aufgrund der beson-
deren Bedeutung der Bienen werden Bienenschutzkon-
trollen seit dem Jahr 2006 in demAbschnitt über „Anwen-
dungskontrollen“ getrennt dokumentiert und seit 2007
tabellarisch ausgewiesen.

Im Rahmen des Kontrollschwerpunktes werden al-
le relevanten Bienenschutzbestimmungen, insbesonde-
re die Bienenschutzverordnung, überwacht. Dazu zählt
z. B. das Anwendungsverbot für bienengefährliche Pflan-
zenschutzmittel an blühenden Beständen oder anderen
Pflanzen, wenn sie von Bienen beflogen werden, z. B.
weil Honigtau vorhanden ist. Auch der Mindestabstand
zu Bienenständen von 60m bei der Anwendung bienen-
gefährlicher Pflanzenschutzmittel wird überprüft, wenn
keine Zustimmung des Imkers vorliegt. Im Schwerpunkt
wird auch die Einhaltung der Vorschriften der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) Nr. 485/2013 kontrolliert, die die
Verwendung der neonikotinoiden Wirkstoffe Clothiani-
din, Imidacloprid und Thiamethoxam stark einschränkt.

Die Kontrollen zum Bienenschutz im Jahr 2014 um-
fassten 370 Schläge in 342 Betrieben. Insgesamt wurden
6 (1,6%) der kontrollierten Schläge beanstandet (siehe
Tab. 6.10). Bei Betrachtung der Beanstandungen, getrennt
nach Anlasskontrollen (12,1%) und systematischen Kon-
trollen (0,6%), wird deutlich, dass diemeisten Verstöße (4)
bei Anlasskontrollen festgestellt wurden. Die Anzahl der
Verstöße bei den systematischen Kontrollen ist niedrig,
sodass hieraus gefolgert werden kann, dass die Bestim-
mungen zum Bienenschutz von den Landwirten sehr gut
eingehalten werden.

Tab. 6.10 Ergebnisse der Schwerpunktkontrollen zum Bienenschutz
bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln für das Jahr 2014 – Pro-
benumfang und Beanstandungen

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 342 6 (1,8%)

Anzahl Schläge 370 6 (1,6%)

davon systematische Kontrollen 337 2 (0,6%)

davon Anlasskontrollen 33 4 (12,1%)

Zu beachten ist, dass unter den Ergebnissen keine Bie-
nenschäden aufgeführt sind, bei denen der Verursacher
nicht festgestellt werden konnte. Es kommen Schadens-
fälle bei Honigbienen vor, bei denen als Ursache eine
unsachgemäße Pflanzenschutzmittelanwendung vermu-
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Tab. 6.11 Ergebnisse der Schwerpunktkontrollen zumBienenschutzbei derAnwendungvonPflanzenschutzmitteln für das Jahr 2014–Erläuterung
der Beanstandungen

Grund der Beanstandung Anzahl be-
anstandeter
Schläge

Erläuterungen

Anwendung bienengefährlicher Pflanzenschutzmittel an blü-
henden Pflanzen (Verstoß gegen § 2 Abs. 1 und 2 BienSchV)

5 Anwendung von Dimethoat, Imidacloprid, Clothianidina

Pymetrozin bzw. Etofenproxa, b

Verstoß gegen weitere Bienenschutzbestimmungen 1 Nichtbeachtung der NB504c bei der Anwendung von Imidaclo-
prid

a Die Anwendung erfolgte in nicht blühenden Kulturbeständen. Auf der Fläche standen zum Anwendungszeitpunkt blühendeWildkräuter, die
von Bienen beflogen werden.
b Etofenprox ist mit B2 eingestuft. Eine Anwendung in blühenden Pflanzen ist nur außerhalb des täglichen Bienenflugs bis 23:00 Uhr erlaubt.
Diese Bestimmungwurde nicht eingehalten.
c NB504: Eine Behandlung vor der Blüte ist nur zulässig, wenn im Jahr der Behandlung keine Verwendung der Pflanzen im Freiland vorgesehen
ist.

tet wird, aber bei denen trotz intensiver Untersuchungen
keine landwirtschaftlichen Flächen als Verursacher zuge-
ordnet werden können.

Schwierigkeiten bei der Zuordnung von Schadensfäl-
len können sich ergeben, wenn der Zeitraum zwischen
dem Bienenschaden und der Probenahme bzw. dem Ver-
sand an die Bienenvergiftungsstelle zu groß ist oderwenn
die Probenahme nicht fachgerecht erfolgt. Es wird emp-
fohlen, dass Imkermit Schadensfällen sich an speziell be-
auftragte Mitarbeiter der Pflanzenschutzdienste oder der
Imkerverbände wenden, damit die Ursachenforschung
sofort beginnen kann und alle wichtigen Informatio-
nen vor Ort erhoben werden (siehe unten: „Hintergrund:
Untersuchungsstelle für Bienenvergiftungen des Julius
Kühn-Instituts“).

In Tabelle 6.11 sind detaillierte Angaben zu den Bean-
standungen aufgeführt. Auf 5 Schlägen wurden bienen-
gefährliche Mittel in blühenden Pflanzen ausgebracht.
Dabei handelte es sich in 3 Fällen um blühende Kulturbe-
stände: einmal Dimethoat in Raps, einmal Imidacloprid
in Ackerbohnen und einmal Pymetrozin in Erdbeeren.
Zwei Beanstandungen ergaben sich aufgrund einer Pflan-
zenschutzanwendung in nicht blühenden Kulturen, in
denen Wildkräuter im Bestand blühten. Es wurden Et-
ofenprox in Winterraps bzw. Clothianidin in Kartoffeln
angewandt. In einemweiteren Fall wurde gegen eine An-
wendungsbestimmung verstoßen, die eine Anwendung
von Imidacloprid vor der Blüte verbietet, wenn im Jahr
der Behandlung eine Verwendung der Pflanzen im Frei-
land vorgesehen ist. Im vorliegenden Fall wurden Kü-
belpflanzen behandelt, die nach der Winterpause nach
draußen gestellt werden.

Vier der aufgeführten Beanstandungen ergaben sich
aus Anlasskontrollen, d. h. die Kontrollen wurden gezielt
durchgeführt, da Bienenschäden aufgetreten waren. Als
Verursacher der Schäden konnten die behandelten Schlä-
ge identifiziert werden. Es handelte sich um Anwendun-

gen mit Clothianidin, Dimethoat, Imidacloprid bzw. Py-
metrozin.

Zum Schutz von Bienen finden neben der Kontrol-
le von Spritzanwendungen auch Saatgutkontrollen statt.
Im Jahr 2009 wurden die Kontrollen zur Einhaltung der
im Februar 2009 erlassenen Verordnung über das Inver-
kehrbringen und die Aussaat von mit bestimmten Pflan-
zenschutzmitteln behandeltem Saatgut (MaisPflSchMV)
in das Pflanzenschutz-Kontrollprogramm aufgenommen
und dokumentiert (siehe Abschn. 6.4).

Die Einhaltung weiterer Vorschriften bei der Saatgut-
beizung und Aussaat von mit Pflanzenschutzmitteln be-
handeltem Saatgut, z. B. gemäß der Durchführungsver-
ordnung (EU)Nr. 485/2013,wird in denBundesländern in
Zusammenarbeit mit der Saatgutverkehrskontrolle über-
wacht. Die Durchführungsverordnung verbietet seit dem
1. Dezember 2013 auch die Aussaat und das Inverkehr-
bringen von Saatgut einer großen Anzahl von Kulturen,
das mit Clothianidin, Thiamethoxam oder Imidacloprid
behandelt wurde, sodass seitdemweder Importe noch die
Aussaat von Lagerbeständen des entsprechenden Saat-
guts zulässig sind. Durch die Behörden wird Saatgut auf
unzulässige Rückstände von Wirkstoffen, insbesondere
von Neonikotinoiden, bzw. auf Einhaltung der Vorschrif-
ten zur Minimierung von Abrieb und Staub untersucht.

Hintergrund: Untersuchungsstelle für Bienenvergif-
tungen des Julius Kühn-Instituts
Nach dem Pflanzenschutzgesetz (§ 57 Abs. 2 Nr. 11)
hat das Julius Kühn-Institut (JKI) die Aufgabe, Bie-
nen auf Schäden durch die Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln zuuntersuchen. Aufgrunddes ge-
setzlichen Auftrags wurde die Untersuchungsstelle
für Bienenvergiftungen eingerichtet. Dort werden
Bienen- und Pflanzenproben bei vermuteten Ver-
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giftungen durch Pflanzenschutzmittel untersucht.
Zu den Aufgaben gehören unter anderem:
� Bearbeitung der Einsendungen von Probenma-

terialien zu Schadfällen im Zusammenhang mit
Bienenvergiftungen durch Pflanzenschutzmittel
aus dem gesamten Bundesgebiet einschließlich
Schadfalldatenund Informationen, Schriftwech-
sel mit geschädigten Imkern bzw. Einsendern

� Bewertung der Untersuchungsergebnisse zu Bie-
nenvergiftungen durch Pflanzenschutzmittel im
Hinblick auf die Bienengefährlichkeit von Pflan-
zenschutzmitteln

� Durchführung der biologischen Untersuchun-
gen: Aedes-Biotest, Pollenanalyse, Krankheits-
untersuchungen einschließlichNosema-Analyse

� Erstellung des biologischenBefundes auf Grund-
lage der Untersuchungsergebnisse und sämtli-
cher bis dahin vorliegender Daten und Informa-
tionen zum Bienenschaden

� AbschließendeBeurteilungder Schadensursache
auf Grundlage des biologischen und chemischen
Befundes unter Berücksichtigung sämtlicher bis
dahin vorliegender Daten und Informationen
zumBienenschaden und Erstellung von Gutach-
ten im Rahmen der Amtshilfe

� Telefonische Beratung zum Vorgehen bei Schad-
fällen

� Kommunikation mit den Pflanzenschutzdiens-
ten der Länder und anderen an der Schadensklä-
rung beteiligten Institutionen

� Auswertung der Daten aus den Einsendungen zu
Bienenschäden und Bereitstellung der Daten

Voraussetzung für die Untersuchung der Proben ist
die Einsendung des ausgefüllten Antrags sowie von
ausreichendem Probematerial. Eine ausreichende
Bienenprobe muss etwa 1.000 tote Bienen (Gewicht
ca. 80 bis 100 g) und eine ausreichende Pflanzenpro-
be (mindestens 100 g Pflanzenmaterial) enthalten.
EinMerkblatt zur Probenahme und das Antragsfor-
mular sind im Internetangebot des JKI in der jeweils
aktuellen Fassung erhältlich.

Die Untersuchungen werden in der Regel durch
Imker veranlasst. Der Erfolg der Untersuchungen
hängt jedoch maßgeblich von der zeitnahen und
richtigen Probenahme und der ausführlichen Do-
kumentation der mutmaßlichen Schadensursache
vor Ort ab.

Bei Bienenschäden mit Verdacht auf Bienenver-
giftung sollten die Hinweise im Merkblatt zur Ent-
nahmeundEinsendungvonProbenmaterial beach-

tetwerden und sachverständigeHilfe hinzugezogen
werden. Kontaktadressen der Pflanzenschutzdiens-
te und Imkerverbände sind in dem oben genann-
ten Portal unter „Ansprechpartner Bundesländer“
zu finden.

Im Rahmen der Ursachenanalyse für Bienenver-
giftungen sollte beachtet werden, dass Bienenver-
giftungen auchohnedasVorhandensein vonBlüten
auftreten können.DieBienenkönnenHonigtauvon
Blattläusen an Kartoffeln, Getreide, Bohnen, Wald-
bäumen oder anderen Kulturen aufnehmen, die
zuvor behandelt wurden. Auch durch Abdrift von
Spritzmitteln auf Nicht-Zielflächen mit vorhande-
nem Honigtau oder blühenden Pflanzen kann eine
Schädigung entstehen. In diesen Fällen sollten so-
wohl von der behandelten Kultur als auch von der
Kultur, auf der die Bienen gesammelt haben, Pro-
ben genommen werden. Durch den Beflug von blü-
hendem Unterwuchs können auch in für Bienen
nicht attraktiven Kulturen (z. B. Kornblume in Ge-
treide) Bienenvergiftungen entstehen. Auch relativ
unscheinbare Pflanzenwie z. B. Spargel könnenBie-
nen Nektar oder Pollen bieten.
Kontakt:
Julius Kühn-Institut
Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen
Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grün-
land
Untersuchungsstelle für Bienenvergiftungen
Messeweg 11/12
38104 Braunschweig
Tel.: 0531/ 299-4525 oder 0531/ 299-4577
Fax: 0531/ 299-3008
(Quellen: http://bienen.jki.bund.de; bvl.bund.de/
psmkontrollprogramm > Handbuch)

6.3.2 Bundesweiter Kontrollschwerpunkt:
Einhaltung von Anwendungsbestimmungen
zum Gewässerschutz

Für die Jahre 2013 bis 2015 wurde festgelegt, schwer-
punktmäßig die Einhaltung von Anwendungsbestim-
mungen zum Schutz von Gewässern zu kontrollieren.

Mit der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln werden
Anwendungsbestimmungen erteilt, die einen bestimm-
ten Abstand zu Gewässern vorschreiben, um unvertret-
bare Auswirkungen auf Gewässerorganismen durch den
Eintrag von Pflanzenschutzmitteln in Gewässer zu ver-
hindern. Hierzu wird im Rahmen des Zulassungsverfah-
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rens von Pflanzenschutzmitteln ermittelt, welche Einträ-
ge durch Pflanzenschutzmittel bei einer sachgerechten
und bestimmungsgemäßen Anwendung in einem Ge-
wässer auftreten können. Diese Konzentrationen wer-
den mit verschiedenen ökotoxikologischen Studien ver-
glichen, in denen dieWirkung des Pflanzenschutzmittels
auf verschiedene Organismenarten (Algen, Wasserflöhe,
Fische usw.) getestet wurde. Eine Zulassung ist nur mög-
lich, wenn die zu erwartenden Einträge in das Gewässer
deutlich unter der Konzentration liegen, ab der Effekte
festgestellt wurden.

Einträge von Pflanzenschutzmitteln in Gewässer kön-
nenwährend der Applikation über die Abdrift von Spritz-
oder Sprühflüssigkeiten auf benachbarte Flächen erfol-
gen. Die Abdrift kann durch die Einhaltung von Abstän-
denunddieVerwendungvon abdriftmindernderTechnik
vermieden bzw. deutlich reduziert werden. Bei der Appli-
kation vonPflanzenschutzmitteln sind zudemdieGrund-
sätze der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz ein-
zuhalten. Hiernach sind beispielsweise Spritzeinsätze bei
dauerhaften Windgeschwindigkeiten über 5m/s zu ver-
meiden.

Zum Schutz der Gewässer ist bei vielen Pflanzen-
schutzmitteln, in Abhängigkeit von der Abdriftminde-
rungsklasse der verwendeten Geräte, ein Mindestabstand
zwischen der behandelten Fläche und einem Gewässer
vorgeschrieben. In dem Schwerpunkt wird überprüft,
ob die Anwendungsbestimmungen NW601 bis NW609
bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln beachtet
werden.

Die Kontrollen erfolgen in der Regel über die Entnah-
me von Boden- bzw. Pflanzenproben auf dem behandel-
ten Schlag, da es schwierig ist, eine ausreichende Anzahl
von Spritzgeräten während der Applikation in Gewäs-
sernähe anzutreffen. Die Beprobungen werden entspre-
chend der im Handbuch beschriebenen Vorgehensweise
durchgeführt. Hierzu wird zum einen eine Mischprobe
von Boden und/oder Pflanzen in der Feldmitte entnom-
men und zum anderen mindestens eine Mischprobe am
Feldrand im Abstand von 1m bis 2,5m zur Böschungs-
oberkante des Gewässers. Anhand der gemessenen Kon-
zentrationsunterschiede lässt sich beurteilen, ob und in
welchem Abstand zum Gewässer Pflanzenschutzmittel
angewendet wurden. Insbesondere im Falle von Herbizi-
den kann auch eine visuelle Kontrolle der Feld- bzw. Ge-
wässerränder Hinweise über Verstöße geben, wenn bei-
spielsweise die Vegetation direkt am Gewässer auffällig
braun verfärbt oder abgestorben ist.

Im Berichtsjahr wurden 405 Schläge von 393 Betrie-
ben überprüft (Tab. 6.12). Hierzu wurden insgesamt 555
Boden- bzw. Pflanzenproben untersucht. Von den 405
Kontrollen fanden 325 Kontrollen nach der Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln statt und 80 Kontrollen wur-

Tab. 6.12 Ergebnisse der Schwerpunktkontrollen Einhaltung von Ab-
ständen zu Gewässern für das Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 393 46 (11,7%)

Anzahl Schläge 405 46 (11,4%)

davon systematische Kontrollen 384 30 (7,8%)

davon Anlasskontrollen 21 16 (76,2%)

den während der Anwendung eines Pflanzenschutzmit-
tels durchgeführt. Es wurden 391 Schläge überprüft, die
mit Flächenkulturen bestellt waren (Getreide wie Wei-
zen, Dinkel, Hafer, Gerste, Roggen, Triticale, aber auch
Mais, Raps, Kartoffeln, Zuckerrübe, Sonnenblume, Möh-
ren, Kohl und Weiden/Dauergrünland) und in 14 Kon-
trollen wurden Raumkulturen (Apfel- und Kirschbäume)
beprobt.

Auf 46 von 405 kontrollierten Schlägen (11,4%) wur-
den Verstöße gegen Gewässerabstands-Anwendungsbe-
stimmungen festgestellt. Fast ein Drittel der Beanstan-
dungen (16 von 46) wurden bei Anlasskontrollen festge-
stellt. Einige Anlasskontrollen in Raumkulturen wurden
beispielsweise aufgrund des geringen Abstands der ersten
Baumreihe zum Gewässer durchgeführt. Bei Flächenkul-
turen wurden z. B. Schläge näher begutachtet, wenn im
Randbereich Pflanzenschutzmittelanwendungen optisch
aufgrund von Verfärbungen zu erkennen waren. Bei den
Anlasskontrollen bestätigte sich der Verdacht der nicht
rechtmäßigen Anwendungen in Gewässernähe in 76,2%
der Fälle, während bei den systematischen Kontrollen ei-
ne Beanstandungsquote von 7,8% vorliegt.

Ein direkter Vergleich der Ergebnisse mit dem Jahr
2013 (Beanstandungsquote 9,9% der kontrollierten
Schläge) ist nicht möglich, da im Vorjahr bei der Bericht-
erstattung nicht zwischen systematischen Kontrollen
und Anlasskontrollen unterschieden wurde.

Bei den nachgewiesenen Verstößen gegen die Ge-
wässerabstands-Anwendungsbestimmungen wurden
folgende Feststellungen gemacht:
� Keine Einhaltung des in den Anwendungsbestimmun-

gen festgesetzten Mindestabstandes.
� Verwendung von Spritzdüsen oder Geräten ohne bzw.

ohne für einzelne Pflanzenschutzmittel ausreichende
Abdriftminderungsklasse.

� Der Gewässerabstand wurde für einzelne Mittel nicht
andieAbdriftminderungsklasse derDüsenbzw.Geräte
angepasst.

� Die Verwendungsbestimmungen derDüsenwurden in
Gewässernähe nicht ausreichend beachtet (insbeson-
dere die Reduzierung des Spritzdrucks in Gewässernä-
he).
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� Bei Ausbringung von Tankmischungen wurde der ein-
zuhaltende Gewässerabstand nicht an das Mittel mit
dem größten einzuhaltenden Abstand angepasst.
Neben denVerstößen gegen Anwendungsbestimmun-

gen, die zumSchutz derGewässer vor Abdrift eingehalten
werdenmüssen, wurden in 24 Fällenweitere Vorschriften
zum Schutz von Gewässern nicht beachtet:
� In 14 Fällen wurden Anwendungsbestimmungen zur

Vermeidung von Abschwemmungen (Runoff) nicht
ausreichend berücksichtigt.

� In 8 Fällen wurden die Abstände zu Gewässern einge-
halten, die sich direkt aus der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln ergeben, jedoch gegen Vorschriften
des Landeswassergesetzes verstoßen. In einigen Bun-
desländern müssen bestimmte Mindestabstände zu
Gewässern bei der Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln eingehalten werden, auch wenn über die Zu-
lassung geringere Abstände möglich wären.

� Auf 2 Schlägen wurden Gewässer mitbehandelt, ob-
wohl nach § 12 Absatz 2 des Pflanzenschutzgesetzes
Pflanzenschutzmittel „nicht in oder unmittelbar an
oberirdischen Gewässern und Küstengewässern ange-
wandt werden“ dürfen.

Fazit
AusdenErgebnissen lassen sich folgende Schlüsse ziehen:
Bei den Anlasskontrollen, die aufgrund eines Verdachts
durchgeführt wurden, bestätigte sich dieser in 76,2%
der Fälle. Auch bei systematischen Kontrollen wurden
Verstöße gegen Anwendungsbestimmungen zur Vermei-
dung von Drifteinträgen in Gewässer bei der Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln auf 7,8% der kontrollierten
Schläge aufgedeckt.

Die Auswertungen in einzelnen Bundesländern zei-
gen, dass die im Rahmen der Überwachungen beurteil-
ten Pflanzenschutzgeräte für Flächenkulturen fast aus-
nahmslos über abdriftmindernde Düsenausstattungen
verfügen. Der weit überwiegende Anteil der Pflanzen-
schutzgeräte im Feldbau verfügte über eine Düsenaus-
stattung der Abdriftminderungsklasse von 90%.

Die dennoch festgestellten Beanstandungen machen
deutlich, dass durch Intensivierung der Beratungs- und
Aufklärungsarbeit auf eine bestmögliche Düsenausstat-
tung unter Abdriftminderungsaspekten und auf eine
vollständige Beachtung der Verwendungsbestimmungen
der verlustmindernden Pflanzenschutzgeräte hinzuwir-
ken ist. Auch scheint es geboten, die Praxis weiter dahin-
gehend zu sensibilisieren, dass wirkungsstarke Pflanzen-
schutzmittel mit vergleichsweise großen einzuhaltenden
Gewässerabständen überwiegend durch ebenfalls geeig-
neteMittel mit geringeren einzuhaltenden Abständen er-
setzt werden können.

Hintergrund: Beispiele für Anwendungsbestimmun-
gen zum Schutz von Gewässern vor Pflanzenschutz-
mitteleinträgen durch Abdrift
Anwendungsbestimmungen werden mit der Zu-
lassung eines Pflanzenschutzmittels erteilt. Sie
können für alle zugelassenen Anwendungen eines
Pflanzenschutzmittels gelten oder für einzelne
Anwendungsgebiete (Kultur/Schadorganismus)
erteilt werden. Sie sind an der Abkürzung NW
(Naturhaushalt Oberflächenwasser) zu erkennen.

Zur Vermeidung von Einträgen durch Abdrift
kann beispielsweise eine der folgenden Anwen-
dungsbestimmungen erteilt werden:
� NW605-1 Die Anwendung des Mittels auf Flä-

chen in Nachbarschaft von Oberflächengewäs-
sern – ausgenommen nur gelegentlich wasserfüh-
rende, aber einschließlich periodisch wasserfüh-
render Oberflächengewässer –mussmit einemGe-
rät erfolgen, das in das Verzeichnis „Verlustmin-
dernde Geräte“ vom 14. Oktober 1993 (Bundesan-
zeiger Nr. 205, S. 9780) in der jeweils geltenden Fas-
sung eingetragen ist. Dabei sind, in Abhängigkeit
von den unten aufgeführten Abdriftminderungs-
klassen der verwendeten Geräte, die im Folgen-
den genannten Abstände zu Oberflächengewäs-
sern einzuhalten. Für die mit „*“ gekennzeichneten
Abdriftminderungsklassen ist, neben dem gemäß
Länderrecht verbindlich vorgegebenenMindestab-
stand zu Oberflächengewässern, das Verbot der
Anwendung in oder unmittelbar an Gewässern in
jedem Fall zu beachten. Reduzierte Abstände: 50%
5m, 75% 5m, 90% *

� NW606 Ein Verzicht auf den Einsatz verlustmin-
dernder Technik ist nur möglich, wenn bei der An-
wendung des Mittels mindestens unten genannter
Abstand zu Oberflächengewässern – ausgenom-
men nur gelegentlich wasserführende, aber ein-
schließlich periodisch wasserführender Oberflä-
chengewässer – eingehalten wird. Zuwiderhand-
lungen können mit einem Bußgeld bis zu einer
Höhe von 50.000 Euro geahndet werden: 10m.
In der Datenbank des Bundesamtes für Verbrau-

cherschutz und Lebensmittelsicherheit kann unter
www.bvl.bund.de/infopsm> Links undDokumente
> Online-Datenbank > Standardsuche für ein Mittel
recherchiert werden, welche Anwendungsbestim-
mungen zumSchutz vonOberflächengewässern er-
teilt wurden:
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� Unter „Handelsbezeichnung“ wird ein Mittel ge-
wählt und nach dem Klicken auf das Feld „Su-
chen“ erscheint das gewünschte Mittel.

� Beim Klick auf den Namen des Mittels erschei-
nen allgemeine Informationen über das Mittel
undunter demPunkt „Anwendungsbestimmun-
gen“ wird in der Regel die NW468 aufgeführt:
„Anwendungsflüssigkeiten und deren Reste, Mittel
und dessen Reste, entleerte Behältnisse oder Pa-
ckungen sowie Reinigungs- und Spülflüssigkeiten
nicht in Gewässer gelangen lassen. Dies gilt auch
für indirekte Einträge über die Kanalisation, Hof-
und Straßenabläufe sowie Regen- und Abwasser-
kanäle.“

� Beim Klick auf die Zulassungsnummer wer-
den alle zugelassenen Anwendungsgebiete auf-
geführt. Wählt man eine Anwendungsnummer,
erhält man unter „Anwendungsbestimmungen“
die zu beachtenden Beschränkungen.

6.3.3 Anwendungskontrollen in
landwirtschaftlichen, gärtnerischen und
forstwirtschaftlichen Betrieben

Die Kontrollen zur Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln erfolgen in Form von:
� Kontrollen in den Betrieben (Betriebsprüfungen),
� Kontrollen auf Flächen während der Anwendung von

Pflanzenschutzmitteln,
� Kontrollen auf Flächen nach der Anwendung von

Pflanzenschutzmitteln.
Kontrollen in den Betrieben (auf demHof) werden ganz-
jährig durchgeführt. Die Kontrollen erfolgen teilweise an-
gemeldet, um kompetente Ansprechpartner im Betrieb
anzutreffen. Die Betriebe werden aufgrund einer syste-
matischen Auswahl und der Festsetzung von Schwer-
punkten bestimmt und kontrolliert. Zusätzlich können
anlassbezogen vertiefte Kontrollen vor Ort durchgeführt
werden, z. B. Kontrollen nach der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln.

Kontrollen auf Flächen während der Anwendung
oder unmittelbar danach erfolgen grundsätzlich unan-
gemeldet. Sie sind nur durchführbar, wenn sich der An-
wender auf der Fläche befindet. Deshalb ist eine exakte
Jahresplanung nicht möglich. Für bestimmte Kulturen
oder innerhalb enger Anwendungszeitfenster sind diese
Kontrollen eingeschränkt planbar (Beispiel: Überprüfung

der Anwendung bienengefährlicher Pflanzenschutzmit-
tel zurBlütezeit). Bei denAnwendungskontrollenauf dem
Feld wird durch Befragung der Landwirte oder Kontrol-
le mitgeführter Pflanzenschutzmittelbehältnisse festge-
stellt, welche Produkte appliziert werden. Anschließend
wird überprüft, ob die verwendeten Pflanzenschutzmit-
tel zugelassen sind, welche Anwendungsgebiete sowie
Anwendungsbestimmungen festgesetzt sind oder ob sie
einem Anwendungsverbot oder einer Anwendungsbe-
schränkung unterliegen. Die Auskünfte des Anwenders
und die festgestellten Ergebnisse werden protokollarisch
festgehalten. Wenn keine Behältnisse mitgeführt wer-
den oder Zweifel an den Aussagen des Anwenders beste-
hen, werden zur Überprüfung der Angaben Fassproben
(Behandlungsflüssigkeitsproben) entnommen und rück-
standsanalytisch untersucht.

Kontrollen auf der Fläche nach der Anwendung sind
planbare Kontrollen und gehen in der Regel mit einer
Entnahme von Pflanzen- oder Bodenproben einher. Sie
müssen jedoch in einem angemessen kurzen Zeitraum
nach der Anwendung erfolgen. Die Auswahl und eindeu-
tige Zuordnung von Flächen zu Betrieben ist vor den Pro-
benahmen möglich. Bei einer Herbizidanwendung lässt
sich auch visuell überprüfen, ob die Anwendungsbestim-
mungen (z. B. unbehandelter Randstreifen, Abstand zum
Gewässer) eingehalten worden sind. In der Regel erfolgt
vor, während oder nach der Beprobung eine Befragung
des Bewirtschafters, um eingrenzen zu können, welche
Pflanzenschutzmittelwirkstoffe bei der Laboranalyse be-
rücksichtigt werdenmüssen. Die Kontrollen mittels Ana-
lyse von Boden- oder Blattproben sind sehr zeit- und
kostenintensiv.

Die Summenangaben im vorliegenden Bericht bezie-
hen sich auf die einzelnen überprüften Tatbestände. Sie
korrespondieren daher nicht immer mit der Anzahl al-
ler kontrollierten Betriebe. So können z. B. in einem Be-
trieb mehrere Personen auf ihre fachlichen Kenntnisse
(Sachkunde) überprüft werden. Im gleichen Betrieb kann
jedoch auf eine Kontrolle zur „Einhaltung der Anwen-
dungsbestimmungen“ verzichtet worden sein, da zum
Zeitpunkt der Überprüfung keine Pflanzenschutzmaß-
nahmen durchgeführt wurden.

Insgesamt wurden im Jahr 2014 5.170 Betriebe kon-
trolliert. Diese Zahl setzt sich aus 2.147 Betriebskontrollen
und 3.215 Anwendungskontrollen zusammen. Da bei ei-
nigen Betrieben sowohl Betriebskontrollen als auch An-
wendungskontrollen durchgeführt wurden, ist die Sum-
me der beiden Kontrollarten höher als die Anzahl der
insgesamt kontrollierten Betriebe. Bei den Kontrollen
wurden 2.767 Proben von Boden, Pflanzen oder Behand-
lungsflüssigkeiten entnommen und analysiert.
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6.3.3.1 Pflanzenschutzgeräte im Gebrauch
Bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln dürfen
nur Pflanzenschutzgeräte eingesetzt werden, die einer
vorgeschriebenen Prüfung unterzogen worden sind. Da-
her wird bei der Kontrolle des Gerätes zuerst geprüft, ob
eine gültige Prüfplakette vorhanden ist. Alternativ kann
der Anwender auch mit dem Prüfprotokoll die fristge-
rechte Prüfung des Gerätes nachweisen. Weiterhin wird
durch eine visuelle Überprüfung des äußeren Zustan-
des des Gerätes festgestellt, ob es offensichtliche Mängel
gibt, die eine ordnungsgemäße Applikation des Pflan-
zenschutzmittels beeinträchtigen, z. B. undichte Behäl-
ter- und Drucksysteme, fehlerhafte Manometer, nach-
tropfende Düsen, defekte oder hängende Spritzgestänge.

In Tabelle 6.13 sind die Ergebnisse der 3.718 Kontrol-
len aufgeführt. Die Beanstandungsquote lag bei 1,4% und
damit niedriger als im Vorjahr (2013: 2,1%). Es wurden
Bußgelder bis zu einer Höhe von 500€ erteilt.

Tab. 6.13 Kontrollen der im Gebrauch befindlichen Pflanzenschutzge-
räte im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Geräte 3.718 53 (1,4%)

davon systematische Kontrollen 3.221 37 (1,1%)

davon Anlasskontrollen 497 16 (3,2%)

6.3.3.2 Sachkunde der Anwender
Wer Pflanzenschutzmittel im landwirtschaftlichen, gar-
tenbaulichen oder forstwirtschaftlichen Betrieb oder als
Lohnunternehmer bzw. Dienstleister anwendet, muss die
dafür erforderliche Zuverlässigkeit und die dafür not-
wendigen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten ha-
ben. Näheres regelt die Pflanzenschutz-Sachkundever-
ordnung.

Bei 4.153 Kontrollen wurden in 1,8% der Fälle Perso-
nen ohne die erforderliche Sachkunde im Umgang mit
Pflanzenschutzmitteln festgestellt (Tab. 6.14). Im Vorjahr
wurden mit 1,2% weniger Anwender beanstandet. Es
wurden Bußgelder bis zu einer Höhe von 800€ erteilt.

Tab. 6.14 Kontrollen zu erforderlichen fachlichen Kenntnissen (Sach-
kunde) der Pflanzenschutzmittelanwender im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Anwender 4.153 73 (1,8%)

davon systematische Kontrollen 3.585 42 (1,2%)

davon Anlasskontrollen 568 31 (5,5%)

6.3.3.3 Einhaltung der Anwendungsgebiete
Pflanzenschutzmittel dürfen nur angewendet werden,
wenn sie zugelassen sind. Für Mittel, deren Zulassung
durch Zeitablauf endet, gibt es eine 18-monatige Auf-
brauchfrist. Zudem dürfen Pflanzenschutzmittel nur in
den Anwendungsgebieten angewendet werden, die bei
der Zulassung vorgesehen oder genehmigt sind, also nur
für die ausgewiesenenKulturen und gegen die bezeichne-
ten Schaderreger (z. B. Anwendung in Winterweizen zur
Bekämpfung von zweikeimblättrigen Unkräutern).

Wie Tabelle 6.15 zeigt, wurden 2.789 Inspektionen
durchgeführt. Bei 2.315 systematischen Kontrollen wur-
den in 58 Fällen (2,5%) Mängel festgestellt (2013: 2,6%);
bei 474 Anlasskontrollen wurden in 11,6% aller Fälle
Mängel festgestellt (2013: 9,0%). Anlässe für Kontrollen
können z. B. das Auffinden bestimmter Pflanzenschutz-
mittel im Betrieb sein, die nicht zu den angebauten
Kulturen passen, oder Rückstände in Pflanzen, die in
Untersuchungen der Lebensmittelüberwachung identifi-
ziert wurden. Es wurden Bußgelder bis zu 500€ verhängt.

Tab. 6.15 Kontrollen zur Einhaltung von Anwendungsgebieten im Jahr
2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Schläge 2.789 113 (4,1%)

davon systematische Kontrollen 2.315 58 (2,5%)

davon Anlasskontrollen 474 55 (11,6%)

6.3.3.4 Einhaltung der Anwendungsbestimmungen
und Bienenschutzbestimmungen

Anwendungsbestimmungen sind Vorschriften, die vom
BVL mit der Zulassung eines Mittels erteilt werden,
um schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit von
Mensch und Tier oder auf das Grundwasser oder sons-
tige unvertretbare Auswirkungen, insbesondere auf den
Naturhaushalt, zu verhindern. Zu den Anwendungsbe-
stimmungen gehören beispielsweise Mindestabstände zu
Gewässern und Saumbiotopen. Die Bienenschutzverord-
nung enthält Vorschriften für bienengefährliche Pflan-
zenschutzmittel. So dürfen mit B1 gekennzeichnete Mit-
tel nicht an blühenden Pflanzen angewendet werden und
auch nicht an anderen Pflanzen, die von Bienen beflogen
werden. Gezielte Kontrollen erfolgen z. B. in der Zeit der
Obst-, Reben- und Rapsblüte. Die Kontrolle der genann-
ten Vorschriften erfolgt über die Entnahme und Analyse
von Boden- oder Pflanzenproben. Bei Kontrollen wäh-
rend der Anwendung können des Weiteren Proben von
Behandlungsflüssigkeiten genommen werden. Auch Do-
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kumentationsprüfungen sind möglich, wenn es um er-
teilte bzw. nicht erteilte Einzelfallgenehmigungen nach
§ 22 Absatz 2 PflSchG geht.

In Tabelle 6.16 sind die Ergebnisse der Kontrollen
zur Einhaltung von Anwendungsbestimmungen und be-
hördlichen Anordnungen und zum Bienenschutz aufge-
führt. In der Tabelle sind die Ergebnisse aus den bun-
desweiten Schwerpunktkontrollen zum Bienenschutz
(Abschn. 6.3.1) und zum Gewässerschutz (Abschn. 6.3.2)
enthalten, da diese auch Kontrollen zur Einhaltung von
Anwendungsbestimmungen darstellen. Insgesamt wur-
den 2.381 Kontrollen durchgeführt, darunter 629 speziell
zum Bienenschutz. In 5,0% aller Kontrollen wurden Ver-
stöße festgestellt. Das Ergebnis liegt damit über dem Ni-
veau des Vorjahres 2013 (4,5%).

Tab. 6.16 Kontrollen zur Einhaltung von Anwendungsbestimmungen
und behördlichenAnordnungen und zum Bienenschutz im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Schläge 2.381 120 (5,0%)

davon systematische Kontrollen 1.923 59 (3,1%)

davon Anlasskontrollen 458 61 (13,3%)

darunter Bienenschutzkontrollen 629 6 (1,0%)

Die Beanstandungsquote bei den 1.923 systematischen
Kontrollen betrug 3,1% und liegt unter der des Vorjahres
(2013: 3,6%). Naturgemäß liegen die Beanstandungsquo-
ten bei den Anlasskontrollen höher. Bei 13,3% der 458
anlassbezogenen Kontrollen, z. B. nach Anzeigen, wurden
Verstöße festgestellt. Die Folge waren Bußgelder bis zu
500€.

6.3.3.5 Einhaltung der Anwendungsverbote und
Anwendungsbeschränkungen

DiePflanzenschutz-AnwendungsverordnungenthältAn-
wendungsverbote und Anwendungsbeschränkungen für
Pflanzenschutzmittel, die bestimmte Wirkstoffe enthal-
ten. Mit der Änderung der Pflanzenschutz-Anwendungs-
verordnung vom 25. November 2013 wurden Anwen-
dungsbeschränkungen für die Wirkstoffe Clothianidin,
Imidacloprid und Thiamethoxam, insbesondere zu Saat-
gutbehandlungen, neu aufgenommen. Nachfolgend sind
die Kontrollen von Pflanzenschutzmittelanwendungen
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzten Flächen aufgeführt. Das beinhaltet auch
Kontrollen von mit Pflanzenschutzmitteln behandeltem
Saatgut beim Anwender.

Die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung umfasst
auch Beschränkungen zur Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln auf nicht landwirtschaftlich, forstwirt-
schaftlich oder gärtnerisch genutzten Flächen (z. B. Geh-

wege, Betriebsflächen, Gleise), die hier nicht berichtet
werden. Inspektionen auf diesen Flächen sind im Ab-
schnitt 6.3.4 aufgeführt.

Die Kontrollen erfolgen in der Regel nach der Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln über die Entnahme und
Analyse von Boden- oder Pflanzenproben. Wird ein An-
wender während der Applikation angetroffen, können
auch Proben der Behandlungsflüssigkeiten entnommen
werden. Die betreffenden Wirkstoffe werden über Mul-
timethoden erfasst. Zusätzlich können gezielte Kontrol-
len zur Anwendung bestimmter verbotener Wirkstoffe
durchgeführt werden. Wie aus Tabelle 6.17 ersichtlich,
wurdenbei den 1.921Kontrollen 4Verstöße (0,2 %) festge-
stellt (2013: 0,6%). Auf 4 Schlägen wurde Rapssaatgut be-
anstandet, da Reste aufgebraucht wurden, die in 3 Fällen
mit Clothianidin bzw. in einem Fall mit Thiamethoxam
gebeizt waren. Es wurden Bußgelder bis zu 500€ ver-
hängt.

Tab. 6.17 Kontrollen zur Einhaltung von Anwendungsverboten und
-beschränkungen (nach Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung) im
Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Schläge 1.921 4 (0,2%)

davon systematische Kontrollen 1.550 1 (0,1%)

davon Anlasskontrollen 371 3 (0,8%)

6.3.3.6 Dokumentation von
Pflanzenschutzmittelanwendungen

Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln muss EU-
weit nach den gleichen Vorgaben dokumentiert werden.
Nach Artikel 67 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 sind in der Aufzeichnung die Bezeich-
nung des Pflanzenschutzmittels, der Zeitpunkt der An-
wendung, der Name des Anwenders, die Aufwandmenge,
die behandelte Fläche und die Kultur zu vermerken. Das
Pflanzenschutzgesetz regelt in § 11 weitere Einzelheiten.

Bei der Kontrolle werden die Unterlagen stichproben-
artig auf ihre Plausibilität und Vollständigkeit geprüft. Es
wird auch kontrolliert, ob die Aufzeichnungen mindes-
tens für drei Jahre aufbewahrt werden.Wie in Tabelle 6.18

Tab. 6.18 Kontrollen zur Dokumentation von Pflanzenschutzmittelan-
wendungen im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 2.480 114 (4,6%)

davon systematische Kontrollen 2.130 88 (4,1%)

davon Anlasskontrollen 350 26 (7,4%)
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aufgeführt, wurde in 2.480 Betrieben die Dokumentation
überprüft. In 114 Betrieben (4,6%) fehlten Aufzeichnun-
gen oderwaren unvollständig. ImVorjahr lag die entspre-
chende Beanstandungsquote bei 5,1%. Es wurden Buß-
gelder bis zu 300€ erteilt.

6.3.3.7 Einhaltung der Beseitigungspflicht für
verbotene Pflanzenschutzmittel

Seit dem Jahr 2008 unterliegen bestimmte Pflanzen-
schutzmittel einer Beseitigungspflicht, um einer ver-
sehentlichen Anwendung nach dem Zulassungsende
vorzubeugen. Gemäß § 15 PflSchG müssen Pflanzen-
schutzmittel unverzüglich aus dem Lager entfernt und
ordnungsgemäß beseitigt werden, wenn sie Wirkstoffe
enthalten, die gemäß Pflanzenschutz-Anwendungsver-
ordnung einem vollständigen Anwendungsverbot unter-
liegen oder deren Verwendung in Pflanzenschutzmitteln
in der gesamten Europäischen Gemeinschaft verboten
ist.

Zur Kontrolle eines landwirtschaftlichen Betriebes ge-
hört auch die Überprüfung des Pflanzenschutzmittella-
gers. Nach der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz
sollen die Mengen und die Dauer der Aufbewahrung
von Pflanzenschutzmitteln auf ein notwendiges Mini-
mum begrenzt werden. So wird verhindert, dass Pflan-
zenschutzmittel überlagern oder abgelaufene Pflanzen-
schutzmittel zum Einsatz kommen. Bei der Kontrolle
wird darauf geachtet, dass Pflanzenschutzmittel getrennt
von Lebens-und Futtermitteln gelagert werden, nicht zu-
gelassene Pflanzenschutzmittel deutlich gekennzeichnet
sind und separat aufbewahrt werden und keine Pflan-
zenschutzmittel gelagert werden, deren Beseitigung nach
dem Pflanzenschutzgesetz vorgeschrieben ist.

In 77 von 1.470 Betrieben (5,2%) wurden Pflanzen-
schutzmittel vorgefunden, die der Beseitigungspflicht
unterliegen (Tab. 6.19). In diesen Fällen wurde eine Be-
seitigung angeordnet. Die Beseitigung war gegenüber
den Pflanzenschutzdiensten durch Belege nachzuweisen.
Wenn der Anordnung nicht oder zu spät nachgekom-
men wird, können Bußgelder verhängt werden. Im Jahr
2014 wurden Bußgelder bis zu 150€ verhängt. Im Vor-
jahr wurden 4,5% der kontrollierten Betriebe beanstan-
det.

Tab. 6.19 Kontrollen bei Anwendern zur Einhaltung der Beseitigungs-
pflicht von verbotenen Pflanzenschutzmitteln im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 1.470 77 (5,2%)

davon systematische Kontrollen 1.279 70 (5,5%)

davon Anlasskontrollen 191 7 (3,7%)

6.3.3.8 Anzeigepflicht von gewerblichen
Pflanzenschutzmittelanwendern und
Pflanzenschutzmittelberatern

Gemäß § 10 PflSchG unterliegen Gewerbetreibende, die
für Dritte Pflanzenschutzmittel anwenden (z. B. Lohnun-
ternehmen) oder andere über deren Anwendung beraten,
einer Anzeigepflicht bei den zuständigen Pflanzenschutz-
diensten. Anhand von Listen der gemeldeten Betriebe
wird überprüft, ob das Anzeigeverfahren durchgeführt
wurde. Für die Kontrollen können auch Nachfragen bei
GewerbeaufsichtsämternundHandelskammernoderRe-
cherchen im Branchenbuch stattfinden.

Bei der Kontrolle von landwirtschaftlichen Betrieben
wurdeunter anderemüberprüft, ob Pflanzenschutzmittel
für oder von Nachbarn oder Dritten ausgebracht werden.
Die in Tabelle 6.20 genannte Anzahl von Kontrollen in
751 Betrieben berücksichtigt nur Betriebe, die tatsächlich
Pflanzenschutzmaßnahmen als Dienstleistung für Dritte
vornahmen.

Bei den 751 Kontrollen ergaben sich 25 Beanstandun-
gen, das entspricht einer Quote von 3,3% (2013: 7,4%).
Es wurden Bußgelder bis zu 100€ verhängt. Ein Teil der
Beanstandungen ist auch darauf zurückzuführen, dass
sich aus gelegentlicher (nicht meldepflichtiger) Nachbar-
schaftshilfe zwischen Landwirten bzw. landwirtschaft-
lichen Betrieben eine regelmäßige und damit anzeige-
pflichtige Dienstleistung entwickelt hatte. Einigen Be-
triebsleitern war nicht bekannt, dass diese Dienstleistung
einer Anzeigepflicht gemäß Pflanzenschutzgesetz unter-
liegt.

Tab. 6.20 Kontrollen zur Einhaltung der Anzeigepflicht gemäß
§ 10 PflSchG (z. B. Lohnunternehmer, Unternehmen des Garten- und
Landschaftsbaus) im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 751 25 (3,3%)

6.3.4 Anwendungskontrollen auf befestigten
Freilandflächen und sonstigen Freiland-
flächen, die weder landwirtschaftlich noch
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt
werden

Pflanzenschutzmittel dürfen auf befestigten Freilandflä-
chen und auf Freilandflächen, die weder landwirtschaft-
lich noch forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt
werden, nicht angewendet werden. Zu diesen Freiflächen
zählen z. B. Gleisanlagen, Straßen, Auffahrten, Wegrän-
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der, Hof- und Betriebsflächen. Die genaue Auslegung,
welche Flächen nicht unter den Begriff „gärtnerische
Nutzung“ fallen, kann in den einzelnen Bundesländern
unterschiedlich sein. In Einzelfällen kann die zuständige
Behörde eine Ausnahmegenehmigung nach § 12 Absatz 2
PflSchG erteilen, wenn bestimmte Voraussetzungen er-
füllt sind. Eine Ausnahme des Anwendungsverbots von
Pflanzenschutzmitteln auf befestigten Flächen durch Pri-
vatpersonen/Laien wird in der Regel nicht genehmigt, da
nicht-chemische Bekämpfungsmethoden zur Verfügung
stehen. Damit verstoßen Anwendungen auf Garagenauf-
fahrten oder Bürgersteigen in fast allen Fällen gegen das
Pflanzenschutzgesetz.

Durch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf
befestigten Flächen kann es nach Niederschlägen zu ei-
nem direkten Eintrag dieser Stoffe in Oberflächengewäs-
ser oder in die Kanalisation kommen, da das Regenwas-
ser oberflächlich ablaufen kann. Es wird vermutet, dass
Funde von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen in Oberflä-
chengewässern zu einem erheblichen Teil aus illegalen
Anwendungen auf den genannten Freilandflächen resul-
tieren. Deshalb bildet dieser Bereich einen besonderen
Schwerpunkt im Pflanzenschutz-Kontrollprogramm. Im
Jahr 2014 wurden über 1.300 Flächen, z. B. Betriebs- oder
Verkehrsflächen, überprüft und 1.360 Unternehmer und
664 Privatpersonen kontrolliert.

6.3.4.1 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf
befestigten Freilandflächen und sonstigen
Freilandflächen, die weder landwirtschaftlich
noch forstwirtschaftlich oder gärtnerisch
genutzt werden

Kontrolliert werden zum einen Flächen, für die eine Aus-
nahmegenehmigung nach § 12 Absatz 2 PflSchG bean-
tragtworden ist. ImFalle einerAblehnungwirdüberprüft,
ob die Anwendung unterblieben ist. Im Falle einer Ge-
nehmigung wird kontrolliert, ob das eingesetzte Mittel
und die behandelte Fläche der Genehmigung entspre-
chen und die Anwendungsbestimmungen und Auflagen
eingehalten wurden.

Zum anderen werden Kontrollen auf Flächen durch-
geführt, für die keine Genehmigungen beantragt wurden.
In diesem Kontrollbereich finden aufgrund von Anzei-

Tab. 6.21 Kontrollen zurAnwendungvonPflanzenschutzmitteln auf befestigtenFreilandflächenundFreilandflächen, dieweder landwirtschaftlich
noch forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt werden, einschließlich der Kontrolle von erteilten Ausnahmegenehmigungen im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen (prozentual)

Einhaltung erteilter/abgelehnter Ausnahmegenehmigungen

Anzahl kontrollierter/beanstandeter Ausnahmegenehmigungen (einschließlich Probenahme) 188 21 (11,2%)

Kontrollen auf nicht beantragten Flächen (z. B. nach Anzeigen oder
bei Verdacht auf Pflanzenschutzmittelanwendung)

Anzahl kontrollierter/beanstandeter Flächen 1.331 667 (50,1%)

gen viele Anlasskontrollen statt. Zur Überprüfung wird
der Eigentümer befragt; in einigen Fällen werden zusätz-
lich Boden- oder Pflanzenproben für eine Laboranaly-
se entnommen. Häufig wird gegen die Bestimmungen
der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung verstoßen,
da eine Anwendung von Glyphosat auf befestigten Flä-
chen erfolgt, bei denen die Gefahr einer unmittelbaren
oder mittelbaren Abschwemmung in Gewässer oder Ka-
nalisation, Drainagen, Straßenabläufe sowie Regen- und
Schmutzwasserkanäle besteht.

In Tabelle 6.21 sind die Ergebnisse der Kontrollen auf-
geführt. 188 Kontrollen erfolgten nach Erteilung oder
Ablehnung einer Ausnahmegenehmigung. Bei 21 Kon-
trollen wurden Verstöße festgestellt. Die Beanstandungs-
quote von 11,2% liegt über den Ergebnissen aus dem Jahr
2013 (8,2%). Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
auf abgelehnten Flächen bzw. die Nichteinhaltung von
Auflagen bei erteilten Ausnahmegenehmigungen führte
zu Bußgeldern bis zu 175€.

Weiterhin wurden 1.331 Flächen kontrolliert, für die
keine Ausnahmegenehmigungen zur Anwendung bean-
tragt waren, und in 50,1% der Fälle Verstöße festgestellt.
Da es sichhierbei überwiegendumAnlasskontrollenhan-
delt, ist ein direkter Vergleich mit den Kontrollergeb-
nissen aus dem Jahr 2013 (Beanstandungsquote 36,1%)
wenig aussagekräftig. Für die Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln auf nicht beantragten Flächen wurden
Bußgelder bis zu 1.500€ erteilt. Anlässe für Kontrollen
waren zum Beispiel Nachbarschaftsstreitigkeiten, Hin-
weise von Anwohnern oder Feststellungen der zuständi-
gen Behörden.

Beanstandet wurden z. B. Privatpersonen, die befestig-
te Flächen (z. B. Auffahrten) mit Pflanzenschutzmitteln
behandelt hatten, sowie Kommunen oder gewerbliche
Betriebe, die ohne Genehmigung Pflanzenschutzmittel
angewendet hatten. Auf landwirtschaftlichen Hof- und
Betriebsflächenwurden selten unerlaubte Anwendungen
nachgewiesen.Weitere Beanstandungen betrafen die An-
wendungvonPflanzenschutzmitteln unmittelbar amBö-
schungsrand von Gewässern oder auf Feldrainen sowie
die Fehlanwendung auf Feldwegen bei der Behandlung
landwirtschaftlicher Flächen.
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Aus den Kontrollzahlen lassen sich keine Rückschlüs-
se auf den tatsächlichen Umfang von Fehlanwendungen
ziehen; denn bei beiden in Tabelle 6.21 aufgeführten Ka-
tegorien handelt es sich um gezielte Kontrollen und nicht
um repräsentative Kontrollen nach dem Zufallsprinzip.
Dennoch zeigen die Ergebnisse, dass bezüglich der Vor-
schriften, die für die Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln auf nicht landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich
oder gärtnerisch genutztenFreiflächen gelten, offensicht-
lich Informationsdefizite bestehen. Gerade beim Einsatz
im privaten Bereich scheinen sich alte Gewohnheiten im
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln nur sehr langsam zu
ändern.

6.3.4.2 Pflanzenschutzgeräte im Gebrauch
Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf nicht
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch
genutztenFreilandflächen erfolgt häufigmittels tragbarer
Geräte, die keiner Prüfpflicht unterliegen. Von Personen
geschobene oder gezogene Streichgeräte unterliegen ab
2020 der Prüfpflicht. Die übrigen Geräte unterliegen be-
reits heute einer Kontrollpflicht durch anerkannte Prüf-
werkstätten. In Tabelle 6.22 sind die Ergebnisse der 338
Kontrollen aufgeführt. Die Beanstandungsquote lag bei
2,1% (2013: 1,9%). Bußgelder wurden bis zu 420€ ver-
hängt.

Tab. 6.22 Kontrollen der im Gebrauch befindlichen Pflanzenschutzge-
räte bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf nicht landwirt-
schaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Freilandflä-
chen im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Geräte 338 7 (2,1%)

davon systematische Kontrollen 253 3 (1,2%)

davon Anlasskontrollen 85 4 (4,7%)

6.3.4.3 Sachkunde des Anwenders
Die Regelungen zur Sachkunde des Anwenders, wie sie
in Abschnitt 6.3.3.2 beschrieben sind, gelten auch für
gewerbliche Anwendungen für Dritte und werden im
Rahmen der Erteilung von Nichtkulturland-Ausnahme-
genehmigungen gemäß§12Absatz 2 PflSchGberücksich-
tigt.

Bei der Überprüfung von 1.431 Anwendern wurden 65
Personen (4,5%) ohne die erforderliche Sachkunde fest-
gestellt. Die Beanstandungsquote liegt über der des Vor-
jahres (2013: 2,5%). Aus Tabelle 6.23 wird ersichtlich, dass
diemeisten Beanstandungen bei Anlasskontrollen festge-
stellt wurden. Bei den systematischen Kontrollen wurde
bei 0,9%derAnwender einenicht ausreichende Sachkun-
de bemängelt, bei den Anlasskontrollen lag die Quote bei

15,0%. Es wurden Bußgelder bis zu einer Höhe von 350€
erteilt.

Tab. 6.23 Kontrollen zu erforderlichen fachlichen Kenntnissen (Sach-
kunde) der Anwender von Pflanzenschutzmitteln auf nicht landwirt-
schaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Freilandflä-
chen im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Anwender 1.431 65 (4,5%)

davon systematische Kontrollen 1.064 10 (0,9%)

davon Anlasskontrollen 367 55 (15,0%)

6.3.4.4 Dokumentation von
Pflanzenschutzmittelanwendungen

Die Pflicht zur Dokumentation von Pflanzenschutzmit-
telanwendungen, die sich aus Artikel 67 Absatz 1 Satz 2
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ergibt, gilt für beruf-
liche Anwender auch im Hinblick auf Nichtkulturland-
flächen. Dabei müssen mindestens die Bezeichnung des
Pflanzenschutzmittels, der Zeitpunkt der Anwendung,
der Anwender, die Aufwandmenge und die behandelte
Fläche aufgezeichnet werden. Bei Privatpersonen ist die
Dokumentationspflicht nicht generell gegeben, sondern
hängt davon ab, ob im Genehmigungsbescheid nach § 12
Absatz 2 PflSchG die Dokumentation als Auflage festge-
schrieben wurde.

Bei der Kontrolle werden die Unterlagen stichproben-
artig auf ihre Plausibilität und Vollständigkeit geprüft.
Es wird auch kontrolliert, ob die Aufzeichnungen min-
destens für drei Jahre aufbewahrt werden. In 36 von 335
kontrollierten Betrieben (10,7%) fehlten Aufzeichnungen
oder waren unvollständig (Tab. 6.24). Im Vorjahr lag die
Beanstandungsquote auf ähnlichem Niveau mit 11,0%.
Es wurden Bußgelder bis zu einer Höhe von 500€ er-
teilt.

Tab. 6.24 Kontrollen zur Dokumentation von Pflanzenschutzmittelan-
wendungen im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 335 36 (10,7%)

davon systematische Kontrollen 262 26 (9,9%)

davon Anlasskontrollen 73 10 (13,7%)

6.3.4.5 Anzeigepflicht von gewerblichen
Pflanzenschutzmittelanwendern und
Pflanzenschutzmittelberatern

Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf nicht
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch
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genutzten Freilandflächen kann auch durch Dienstleis-
ter erfolgen; dies betrifft z. B. Gleisanlagen oder städtische
und gewerbliche Flächen. Im Siedlungsbereich gehö-
ren dazu auch Hausmeisterdienste. Gemäß § 10 PflSchG
unterliegen Gewerbetreibende, die für Dritte Pflanzen-
schutzmittel anwenden oder andere über die Anwendung
beraten, einer Anzeigepflicht bei den zuständigen Pflan-
zenschutzdiensten.

In Tabelle 6.25 sind die Ergebnisse dargestellt. Bei 191
Kontrollen ergaben sich 14 Verstöße, das entspricht einer
Beanstandungsquote von 7,3% (2013: 7,8%). Es wurden
Bußgelder bis zu einer Höhe von 175€ erteilt.

Tab. 6.25 Kontrollen zur Einhaltung der Anzeigepflicht gemäß § 10
PflSchG (Dienstleister) bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
auf nicht landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch ge-
nutzten Freilandflächen im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 191 14 (7,3%)

6.4 Einhaltung der Vorschriften der Verordnung
über das Inverkehrbringen und die Aussaat von
mit bestimmten Pflanzenschutzmitteln
behandeltemMaissaatgut (MaisPflSchMV)

Aufgrund massiver Schäden an einer Vielzahl von Bie-
nenvölkern in einigen Regionen Süddeutschlands im
Frühjahr 2008, die durch die Aussaat von mit dem Wirk-
stoff Clothianidin behandeltem Maissaatgut verursacht
worden waren, wurden im Jahr 2008 strenge Verbote und
Beschränkungen für die Verwendung vonBeizmitteln für
Mais eingeführt. Damals wurden etwa 11.500 Bienenvöl-
ker von ca. 700 Imkern teilweise erheblich geschädigt. Das
Clothianidin stammte von behandeltemMaissaatgut, bei
demderWirkstoff nicht ausreichend an denKörnern haf-
tete, sodass es wegen dieser geminderten Beizqualität zu
einem starken Abrieb kam.

Bei der Aussaat mit pneumatischen Sägeräten mit
Saugluftsystemen, die aufgrund ihrer Konstruktion den
Abriebstaub in die Luft abgeben, konnte der Abriebstaub
auf blühende Pflanzen gelangen.

In der Folge ordnete das BVL im Mai 2008 das Ruhen
der Zulassung für Mittel zur Behandlung von Maissaat-
gut an, die Methiocarb oder die Neonikotinoide Clothia-
nidin, Imidacloprid und Thiamethoxam enthalten. Das
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (BMELV) erließ im Mai 2008 darüber
hinaus eine Verordnung für vorerst 6Monate, über die die
Aussaat vonMaissaatgut mit bestimmten Geräten verbo-
ten wurde.

Mit der Verordnung über das Inverkehrbringen und
die Aussaat von mit bestimmten Pflanzenschutzmitteln
behandeltem Saatgut vom 11. Februar 2009 (MaisPfl-
SchMV), die durchdieVerordnungvom29. Juli 2009 geän-
dert und deren Geltung über den 12. August 2009 hinaus
verlängert worden ist, wurde ein vollständiges Verbot der
Einfuhrunddes Inverkehrbringens sowie derAussaat von
Maissaatgut verfügt, welches mit Clothianidin, Imidaclo-
prid undThiamethoxambehandeltwurde.Methiocarb ist
zur Behandlung von Maissaatgut wieder zulässig; es gel-
ten aber strenge Vorgaben zur Beizqualität und zur Aus-
saattechnik. DesWeiterenmüssen die Bestimmungen der
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 über die Kennzeichnung
von Saatgut eingehalten werden: Auf dem Etikett und in
den Begleitdokumenten des behandelten Saatguts müs-
sen die Bezeichnung des Pflanzenschutzmittels, mit dem
das Saatgut behandelt wurde, und die Bezeichnung(en)
des Wirkstoffs/der Wirkstoffe in dem betreffenden Pro-
dukt angegeben sein.

Seit dem Jahr 2009 wird die Beachtung der Vorschrif-
ten der Mais-Pflanzenschutzmittelverordnung und der
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 in Betrieben des Saatgut-
handels, inBeizbetriebenundMaisanbaubetrieben inten-
siv überwacht. Es wurden nur wenige Beanstandungen
festgestellt.

Mit der Richtlinie 2010/21/EU der Kommission vom
12. März 2010 fordert die EU-Kommission die Mitglied-
staaten auf, für die Zulassung von Saatgutbehandlungs-
mitteln mit den Wirkstoffen Clothianidin, Imidacloprid,
Thiamethoxam und Fipronil besondere Risikominde-
rungsmaßnahmen zu treffen: Die Applikation auf Saat-
gut darf nur in professionellen Saatgutbehandlungsein-
richtungen vorgenommen werden. Diese Einrichtungen
müssen die beste zur Verfügung stehende Technik an-
wenden, damit gewährleistet ist, dass die Freisetzung von
Staub bei der Applikation auf das Saatgut, der Lagerung
und der Beförderung auf ein Mindestmaß reduziert wer-
den kann. Die Überprüfung erfolgt anhand von Check-
listen, die von Experten aus den Zulassungsbehörden
unddenVerbändenderSaatguterzeugungerarbeitetwur-
den.

Zur Umsetzung dieser Vorschrift hat das BVL folgende
Anwendungsbestimmung erteilt:

NT6991: Die Anwendung des Mittels auf Saatgut darf
nur in professionellen Saatgutbehandlungseinrichtun-
gen vorgenommen werden, die in der Liste „Saatgut-
behandlungseinrichtungen mit Qualitätssicherungssys-
temen zur Staubminderung“ des Julius Kühn-Instituts
aufgeführt sind (einzusehen auf der Homepage des Julius
Kühn-Instituts: http://www.jki.bund.de/geraete.html).

ImMai 2013 erließdie EU-Kommissionmit derDurch-
führungsverordnung (EU) Nr. 485/2013 weitreichende
Restriktionen bezüglich der Anwendung der Wirkstoffe
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Tab. 6.26 Kontrollen zur Einhaltung der Mais-Pflanzenschutzmittelverordnung in Betrieben des Saatguthandels bzw. Einfuhrkontrollen im Jahr
2014

Handelsbetriebe, einschließlich Einfuhrkon-
trollen
Kontrollen Beanstandungen (prozentual)

Anzahl Betriebe und Einfuhrkontrollen 139 0 (–)

davon Einfuhrkontrollen 54 0 (–)

Anzahl Saatgutprobenmit Überprüfung der deklariertenWirkstoffe (Analyse auf unzulässige
Wirkstoffe)

240 0 (–)

Anzahl Saatgutprobenmit Überprüfung des Abriebs (Heubachtest) 16 0 (–)

Imidacloprid, Clothianidin und Thiamethoxam, die u. a.
auch ein Verbot zur Beizung und Verwendung vonMais-
saatgut mit den genannten Wirkstoffen enthält.

Im Juni 2013 wurde die MaisPflSchMV angepasst und
die Anforderungen an die Geräte zur Aussaat von Mais-
saatgut weiter erhöht.

Im Jahr 2014 wurden 139 Saatguthandelsbetriebe bzw.
Saatgutimporte während der Einfuhr und 292 Maisan-
baubetriebe auf die Einhaltung der Vorgaben der Mais-
Pflanzenschutzmittelverordnung kontrolliert. Durch die
erfolgte Zertifizierung der Saatgutbeizstellen fürMais fin-
den regelmäßige Kontrollen im Rahmen der Qualitätssi-
cherung und durch die Zertifizierungsstellen statt.

Die Ergebnisse der Kontrollen des Saatguthandels sind
in Tabelle 6.26 dargestellt. Es wurden insgesamt 139 Kon-
trollen von Maissaatgut, davon 85 in Saatguthandelsbe-
trieben und 54 bei der Einfuhr durchgeführt. Es gab kei-
ne Beanstandungen (2013: 1,1%). Bei 240 kontrollierten
Saatgutproben, davon 54 bei der Einfuhr, wurden kei-
ne unzulässigen Wirkstoffe oder Kennzeichnungsmän-
gel festgestellt (2013: 1,9%). Bei 16 Saatgutchargen, die
mit Methiocarb gebeizt wurden, wurde überprüft, ob der
Grenzwert für den Staubabrieb vonmaximal 0,75 Gramm
je 100.000 Korn eingehalten wurde. Es gab keine Bean-
standungen (2013: 2,3%).

Tabelle 6.27 zeigt die Ergebnisse der Kontrollen in 292
Maisanbaubetrieben. Dabei wurden in 7 Betrieben (2,4%)
Saatgut oder die verwendeten Geräte bemängelt (2013:
2,4%).

Bei Saatgutkontrollen, die anhandvonSaatgutlieferbe-
legen und durch chemische Analysen erfolgten, wurden
280 Chargen überprüft und 3 Proben (1,1%) beanstandet
(2013: 2,7%). Die Proben enthielten anwendungsrelevan-
te Methiocarbmengen, ohne dass dies auf dem Saatgut-
sack deklariert war. In keinemFall wurden die vollständig
verbotenen Wirkstoffe (Clothianidin, Imidacloprid oder
Thiamethoxam) nachgewiesen.

In 233 Kontrollen im Rahmen von Feld- und Betriebs-
überwachungen wurde geprüft, ob die Vorschriften aus
§ 3 Absatz 3 der Verordnung beachtet wurden, wonach
mit Methiocarb behandeltes Saatgut mit pneumatischen

Tab. 6.27 Kontrollen zur Einhaltung der Mais-Pflanzenschutzmittel-
verordnung in Maisanbaubetrieben im Jahr 2014

Maisanbaubetriebe

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Anzahl Betriebe 292 7 (2,4%)

Kennzeichnung der Saatgutproben
und Zulässigkeit der Wirkstoffe im
ausgesäten Saatgut

280 3 (1,1%)

Verwendung zulässiger Sägeräte
für die Aussaat von mit Methiocarb
gebeiztem Saatgut

233 4 (1,7%)

Geräten nur unter der Voraussetzung ausgesät werden
darf, dass das verwendete Gerät mit einer Vorrichtung
ausgestattet ist, die die erzeugte Abluft auf oder in den
Boden leitet und dadurch eine Abdriftminderung von
Stäuben von mindestens 90% erreicht. In 4 Betrieben
(1,7%) wurde Methiocarb-haltiges Saatgut mit Sägeräten
ausgebracht, die nicht die Voraussetzungen zur Abdrift-
minderung des Abriebs erfüllten (2013: 1,4%).

Aufgrund der risikoorientierten Auswahl von Betrie-
ben können keine Aussagen über einen möglichen Trend
gegenüber dem Vorjahr gemacht werden. Insgesamt zei-
gen die Überwachungsdaten, dass die Mais-Pflanzen-
schutzmittelverordnung vom Handel und den Anwen-
dern beachtet wurde.

6.5 Kontrolle von Pflanzenschutzgeräten

6.5.1 Inverkehrbringen von Pflanzenschutzgeräten

Hersteller, Vertriebsunternehmen oder diejenigen, die
Pflanzenschutzgeräte erstmalig zu gewerblichen Zwe-
cken einführen wollen, werden daraufhin kontrolliert, ob
die Geräte den gesetzlichen Anforderungen entsprechen.
Nach § 16 Absatz 1 PflSchGmüssen Pflanzenschutzgeräte
so beschaffen sein, dass ihre Verwendung beim Ausbrin-
gen von Pflanzenschutzmitteln keine schädlichen Aus-
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wirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier, auf
das Grundwasser oder auf den Naturhaushalt hat, die
nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Bei den
Kontrollen wird geprüft, ob nur Geräte importiert und
verkauft werden, die mit einer CE-Kennzeichnung verse-
hen sind. Die Kontrolldurchführung erfolgt insbesondere
auf Ausstellungen und Messen, da es speziell um Anfor-
derungen beim erstmaligen Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzgeräten geht.

Es wurden 19 Kontrollen zum Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzgeräten durchgeführt und in 10 Fällen
Mängel festgestellt (Tab. 6.28). ImVorjahr gab es keine Be-
anstandungen.

Tab. 6.28 Kontrollen zumInverkehrbringenundder Einfuhr vonPflan-
zenschutzgeräten im Jahr 2014

Kontrollen Beanstandungen
(prozentual)

Inverkehrbringen oder Einfuhr
von Pflanzenschutzgeräten

19 10 (52,6%)

davon systematische
Kontrollen

9 0 (–)

davon Anlasskontrollen 10 10 (100%)

6.5.2 Überprüfung von im Gebrauch befindlichen
Pflanzenschutzgeräten

Die Funktionstüchtigkeit von Pflanzenschutzgeräten
wird in den Bundesländern von amtlich anerkannten
oder amtlichen Kontrollstellen überprüft. Diese Über-
prüfung muss seit Mitte 2013, mit Inkrafttreten der
Pflanzenschutz-Geräteverordnung, alle 6 Kalenderhalb-
jahre wiederholt werden. Die erfolgreiche Prüfung wird
durch eine Plakette und einen Kontrollbericht doku-
mentiert. Die Ergebnisse werden im Julius Kühn-Institut
(Institut für Anwendungstechnik im Pflanzenschutz) ge-
sammelt und sind in diesem Jahresbericht aufgeführt, da
sie die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln betreffen.
DieÜberprüfungen im Jahr 2014 gebenAuskunft über die
Größenordnung der in Verwendung befindlichen Geräte
(Tab. 6.29): Die im Jahr 2014 geprüften 8.405 Spritzge-

räte für Flächenkulturen stellen einen Anteil von 6,6%
des Gesamtbestandes dar; die im Jahr 2014 geprüften
5.208 Sprühgeräte fürRaumkulturen,wieObst,Weinoder
Hopfen, nehmen einen Anteil von 12,1% des Gesamtbe-
standes ein. Tabelle 6.29 zeigt, dass nach der Überprüfung
99,5% der Feldspritzgeräte und 99,6% der Spritz- und
Sprühgeräte für Raumkulturen eine Prüfplakette erteilt
wurde. Kleinere festgestellte Mängel wurden vor der Pla-
kettenerteilung beseitigt. Die meisten Mängel treten an
folgenden Geräteteilen auf:
� bei Spritz- und Sprühgeräten für Flächenkulturen an

Düsen/Querverteilung, Armaturen und Behältern,
� bei Sprühgeräten für Raumkulturen am Leitungssys-

tem, an Düsenträgern, Armaturen und Behältern.
Nähere Informationen sind im Internet auf der Seite des
Julius Kühn-Instituts erhältlich unter demStichwort „Ge-
rätekontrolle“ bei „Suche“ unter: http://www.jki.bund.de.

Tab. 6.29 Geräteüberprüfungen in amtlich anerkannten oder amtli-
chen Kontrollstellen (Anzahl gemäß vorliegender Prüfprotokolle) im
Jahr 2014 (Quelle: JuliusKühn-Institut, Institut fürAnwendungstechnik,
Braunschweig)

Überprüfungen
(Anzahl)

nicht erteilte Pla-
kette (prozentual)

Spritz- und Sprühgeräte 13.613

davon Feldspritzgeräte 8.405 0,5%

davon Spritz- und Sprüh-
geräte für Raumkulturen

5.208 0,4%

6.5.3 Überprüfung der Kontrollstellen

Die Kontrollstellen, die die Geräteprüfungen durchfüh-
ren, werden durch die Pflanzenschutzdienste regelmäßig
überwacht. Im Jahr 2014wurden 268 Inspektionen in den
Kontrollstellen durchgeführt und in 10 Fällen (3,7%) Ver-
stöße festgestellt (2013: 6,5%). Eswurde beispielsweise be-
mängelt, dass die Geräteprüfungen in den Kontrollstellen
teilweise nicht gemäß den Vorgaben der Richtlinien für
die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten des Julius Kühn-
Instituts durchgeführt werden.
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Anlasskontrollen
Anlasskontrollen dienen zur Aufklärung von offensicht-
lichen oder vermuteten Verstößen gegen das Pflan-
zenschutzrecht, die durch Anzeigen, Verdachtsmomente
oder Auffälligkeiten bekannt werden.

Anwendungsbestimmungen
Vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmit-
telsicherheit mit der Zulassung festgesetzte Vorschriften
zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier und
zum Schutz vor sonstigen schädlichen Auswirkungen,
insbesondere auf den Naturhaushalt.

Anwendungsgebiet
Der Zweck, für den die Anwendung des Pflanzenschutz-
mittels zugelassen bzw. genehmigt ist; in der Regel die
Kombination aus der Kulturpflanze oder demPflanzener-
zeugnis und dem Schadorganismus, gegen den die Pflan-
ze/das Pflanzenerzeugnis geschützt wird.

Beistoffe
Beistoffe oder Formulierungshilfsstoffe sind Stoffe oder
Zubereitungen, die neben den technischen Wirkstoffen
im Pflanzenschutzmittel enthalten sind und dem Pro-
duktdie fürdieAnwendungerforderlichenEigenschaften
verleihen. Der Einsatz von Beistoffen stellt die erforder-
liche Verteilung der Wirkstoffe in der Spritzlösung, die
Lagerstabilität, dieHandhabungund die Ausbringung des
Pflanzenschutzmittels sicher und sorgt für die Sicherheit
des Anwenders. Beistoffe können aus mehreren Kompo-
nenten (Beistoffsubstanzen) bestehen. Beispiele für Bei-
stoffe: Lösemittel, Emulgatoren, Haftmittel, Stabilisato-
ren, Schaumverminderer.

Freilandflächen, die nicht landwirtschaftlich,
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt werden
Zu solchen Freilandflächen zählen z. B.:
� an Kulturflächen angrenzende Feldraine, Böschungen,

nichtbewirtschaftete FlächenundWegeeinschließlich
der Wegränder,

� Verkehrsflächen jeglicher Art wie Gleisanlagen,
Straßen-,Wege-,Hof- und Betriebsflächen sowie sons-
tige durch Tiefbau veränderte Areale.

Gute fachliche Praxis
Nach dem PflSchG ist bei der Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln nach guter fachlicher Praxis zu verfahren.
Die aktuelle Fassung der Grundsätze zur Durchführung
der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz wurde im
Bundesanzeiger Nr. 76a vom 21. Mai 2010 bekannt ge-
macht.

Inverkehrbringen
Das Bereithalten und Anbieten zum Verkauf, jede ande-
re Form der Weitergabe, egal ob entgeltlich oder unent-
geltlich, sowie Verkauf, Vertrieb und andere Formen der
Weitergabe selbst; auch die Überführung in den freien
Verkehr des Gebiets der EU.

Kontrollschwerpunkt
Die Schwerpunkte im Pflanzenschutz-Kontrollpro-
gramm werden jährlich neu festgelegt, um auf aktuelle
Entwicklungen reagieren zu können. Folgende Informa-
tionen und Kriterien finden dabei Berücksichtigung:
� Hinweise über den Einsatz von Pflanzenschutzmit-

teln in nicht zugelassenen oder genehmigten Anwen-
dungsgebieten aufgrund von Rückstandsfunden der
Lebensmittelüberwachung,

� Hinweise über Verstöße aus den Kontrollen der Vor-
jahre,

� Kulturen mit intensivem Pflanzenschutzmitteleinsatz,
� Änderung der Zulassungssituation (Widerruf von Zu-

lassungen),
� Grundwassermonitoring der Bundesländer.

Parallelhandel
Aufgrund des unterschiedlichen Preisniveaus werden
Pflanzenschutzmittel von Anwendern oder Handelsun-
ternehmen häufig aus anderen Mitgliedstaaten der EU
nach Deutschland importiert. Dies ist wegen der Frei-

35Berichte zu Pflanzenschutzmitteln 2014 , DOI 10.1007/978-3-319-24915-5_7,
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heit des Warenverkehrs grundsätzlich möglich. Solche
Parallelhandelsmittel bedürfen keiner eigenen Zulas-
sung, wenn sie in der Zusammensetzung mit einem
in Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmittel über-
einstimmen. Händler, die mit solchen Mitteln handeln
möchten, und Anwender, die sie für den Eigengebrauch
importieren möchten, benötigen aber vom BVL eine Ge-
nehmigung für den Parallelhandel (bis zum 13. Juni 2011
als Verkehrsfähigkeitsbescheinigung bezeichnet). Nach-
geahmte Produkte, oft als Generika bezeichnet, die keine
Zulassung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on besitzen, sind keine Parallelimporte und dürfen ohne
Zulassung nicht vermarktet werden.

Pflanzenschutzgeräte
Geräte und Einrichtungen, die zum Ausbringen von
Pflanzenschutzmitteln bestimmt sind, z. B. Traktor-
Anbau-, -Aufbau- und -Anhängegeräte sowie selbst fah-
rende Geräte, Karrenspritzen, tragbare Spritzen und
Rückenspritzen.

Pflanzenschutzmittel
Die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 definiert in Artikel 2
Absatz 1 Pflanzenschutzmittel als Produkte, die für einen
der folgenden Verwendungszwecke bestimmt sind:
� Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse vor Schadorganis-

men zu schützenoder derenEinwirkungvorzubeugen,
soweit es nicht als Hauptzweck dieser Produkte erach-
tet wird, eher hygienischen Zwecken zu dienen;

� in einer anderen Weise als Nährstoffe die Lebensvor-
gänge von Pflanzen zu beeinflussen (z. B. Wachstums-
regler);

� Pflanzenerzeugnisse zu konservieren, soweit diese
Stoffe oder Produkte nicht besonderen Gemein-
schaftsvorschriften über konservierende Stoffe
unterliegen;

� unerwünschte Pflanzen oder Pflanzenteile zu vernich-
ten, mit Ausnahme von Algen, es sei denn, die Produk-
te werden auf dem Boden oder imWasser zum Schutz
von Pflanzen ausgebracht;

� ein unerwünschtes Wachstum von Pflanzen zu hem-
men oder einem solchenWachstum vorzubeugen, mit
Ausnahme von Algen, es sei denn, die Produkte wer-
den auf dem Boden oder im Wasser zum Schutz von
Pflanzen ausgebracht.

Pflanzenstärkungsmittel
DieNovelle des Pflanzenschutzgesetzes, die am14. Febru-
ar 2012 in Kraft getreten ist, definiert Pflanzenstärkungs-
mittel als Stoffe und Gemische einschließlichMikroorga-
nismen, die
� ausschließlich dazu bestimmt sind, allgemein der Ge-

sunderhaltung der Pflanzen zu dienen, soweit sie nicht

Pflanzenschutzmittel nach Artikel 2 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind, oder

� dazu bestimmt sind, Pflanzen vor nichtparasitären Be-
einträchtigungen zu schützen.

Sachkunde
Nach geltendem Recht dürfen Pflanzenschutzmittel nur
von Personen angewandt werden, die die erforderliche
Zuverlässigkeit und die erforderlichen fachlichen Kennt-
nisse besitzen. Analog muss jede Person, die Pflanzen-
schutzmittel abgibt, die erforderliche Zuverlässigkeit und
fachlichen Kenntnisse besitzen. Ein Nachweis kann erfol-
gen
� durch die Vorlage eines Zeugnisses über eine bestan-

dene Berufsabschluss-, Fortbildungs- oder Umschu-
lungsprüfung oder über ein abgeschlossenes Hoch-
oder Fachhochschulstudium in bestimmten Berufs-
gruppen,

� durch eine Prüfung nach der Pflanzenschutz-Sach-
kundeverordnung.

� Ab dem 27. November 2015 gilt als Nachweis der
Sachkunde nur noch der Sachkundenachweis Pflan-
zenschutz. Die Sachkundenachweiskarte muss in dem
Bundesland beantragt werden, in dem der Antragstel-
ler seinen Hauptwohnsitz hat.

Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch den er-
folgreichen Abschluss in einer anderen Aus-, Fort- oder
Weiterbildung als Nachweis der erforderlichen fachli-
chen Kenntnisse und Fertigkeiten anerkennen, wenn die
Vermittlung solcher Kenntnisse und Fertigkeiten Gegen-
standder jeweiligenAus-, Fort- oderWeiterbildunggewe-
sen ist.

Im Haus- und Kleingartenbereich ist dieser Nachweis
nicht erforderlich, allerdings hat der Gesetzgeber hier im
Sinne des Verbraucherschutzes Vorsorge getroffen, in-
dem er die für den Haus- und Kleingartenbereich erlaub-
tenMittel vorgibt sowie eineBeratungdurchdenAbgeber
vorschreibt.

Systematische Kontrollen
SystematischeKontrollen sind vorab geplante undbezüg-
lich des Kontrollumfangs festgelegte Überprüfungen. Der
Kontrollumfang kann bei systematischen Kontrollen alle
vor Ort prüfbaren Kontrolltatbestände umfassen oder auf
bestimmte Tatbestände reduziert sein (Schwerpunktkon-
trollen). Die risikobasierten Schwerpunkte der Kontrollen
können jährlich wechseln.

Verunreinigungen
Jeder Bestandteil außer dem reinen Wirkstoff und/oder
der Wirkstoffvariante, der/die sich im technischen Ma-
terial befindet (auch durch Herstellungsprozess oder den
Abbau während der Lagerung entstanden).
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Wirkstoffe von Pflanzenschutzmitteln
Chemische Elemente oder deren Verbindungen, wie sie
natürlich vorkommen oder zu gewerblichen Zwecken
hergestellt werden, einschließlich der Verunreinigun-
gen, mit Wirkung auf Schadorganismen oder Pflanzen
oder Pflanzenerzeugnisse; Mikroorganismen einschließ-
lich Viren und ähnliche Organismen sowie ihre Bestand-
teile sind den chemischen Elementen gleichgestellt.

Zusatzstoffe
Stoffe, die dazubestimmt sind, Pflanzenschutzmitteln zu-
gesetzt zu werden, um ihre Eigenschaften oder Wirkun-
gen zu verändern, ausgenommenWasser und Düngemit-
tel.
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8Zuständige Behörden für Verkehrs- und
Anwendungskontrollen

Baden-Württemberg
Landwirtschaftliches Technologiezentrum
Augustenberg (LTZ)
Neßlerstraße 23 – 31, 76227 Karlsruhe
Tel.: 0721 9468-450, Fax: 0721 9468-451
poststelle@ltz.bwl.de
http://www.ltz-Augustenberg.de

Regierungspräsidium Stuttgart
– Pflanzenschutzdienst –
Postfach 80 07 09, 70507 Stuttgart
Ruppmannstr. 21, 70565 Stuttgart
Tel.: 0711 904-0; Fax: 0711 904-13090
Abteilung3@rps.bwl.de
http://www.rp.baden-wuerttemberg.de

Regierungspräsidium Karlsruhe
– Pflanzenschutzdienst –
Schlossplatz 4 – 6, 76131 Karlsruhe
Tel.: 0721 926-0; Fax: 0721 926-5337
Abteilung3@rpk.bwl.de
http://www.rp.baden-wuerttemberg.de

Regierungspräsidium Freiburg
– Pflanzenschutzdienst –
Bertoldstraße 43, 79098 Freiburg/Breisgau
Tel.: 0761 208-0; Fax: 0761 208-1268
Abteilung3@rpf.bwl.de
http://www.rp.baden-wuerttemberg.de

Regierungspräsidium Tübingen
– Pflanzenschutzdienst –
Postfach 26 66, 72016 Tübingen
Konrad-Adenauer-Straße 20, 72072 Tübingen
Tel.: 07071 757-0; Fax: 07071 757-31 90
Abteilung3@rpt.bwl.de
http://www.rp.baden-wuerttemberg.de

Bayern
Anwendungskontrolle:
Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft
– Institut für Pflanzenschutz –
Lange Point 10, 85354 Freising
Tel.: 08161 71-5213, Fax: 08161 71-5198
Pflanzenschutz@LfL.bayern.de
http://www.LfL.bayern.de

Verkehrskontrolle:
Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft
– Verkehrs- und Betriebskontrollen –
Am Gereuth 8, 85354 Freising
Tel.: 08161 71-3137, Fax: 08161 71-5227
Verkehrskontrolle@LfL.bayern.de
http://www.LfL.bayern.de

Berlin
Pflanzenschutzamt Berlin
Mohriner Allee 137, 12347 Berlin
Tel.: 030 700006-0, Fax: 030 700006-255
pflanzenschutzamt@senstadtum.berlin.de
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/pflanzenschutz

Brandenburg
Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft
und Flurneuordnung
– Pflanzenschutzdienst –
Müllroser Chaussee 54, 15236 Frankfurt (Oder)
Tel.: 0335 560-2101, Fax: 0335 560-2113
poststelle.pflanzenschutzdienst@lelf.brandenburg.de
http://lelf.brandenburg.de/

39Berichte zu Pflanzenschutzmitteln 2014 , DOI 10.1007/978-3-319-24915-5_8,
© Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 2016

http://www.ltz-Augustenberg.de
http://www.rp.baden-wuerttemberg.de
http://www.rp.baden-wuerttemberg.de
http://www.rp.baden-wuerttemberg.de
http://www.rp.baden-wuerttemberg.de
http://www.LfL.bayern.de
http://www.LfL.bayern.de
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/pflanzenschutz
http://lelf.brandenburg.de/


8 Zuständige Behörden für Verkehrs- und Anwendungskontrollen

Bremen
Lebensmittelüberwachungs-, Tierschutz- und Veterinär-
dienst
des Landes Bremen
– Pflanzenschutzdienst –
Lötzener Straße 3, 28207 Bremen
Tel.: 0421 361-89204, Fax: 0421 361-16644
birte.evers@lmvet.bremen.de
http://www.lmtvet.bremen.de

Hamburg
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation (BWVI)
– Pflanzengesundheitskontrolle –
Indiastraße 3
20457 Hamburg
Tel.: 040 42841-5208, Fax: 040 427941-069
gregor.hilfert@bwvi.hamburg.de
http://pflanzenschutz.hamburg.de/

Hessen
Regierungspräsidium Gießen
– Pflanzenschutzdienst Hessen –
Schanzenfeldstraße 8, 35578Wetzlar
Tel.: 0641 303-5210, Fax: 0641 303-5104
martin.kerber@rpgi.hessen.de
http://www.rp-giessen.de

Mecklenburg-Vorpommern
Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit
und Fischerei Mecklenburg-Vorpommern
– Abteilung Pflanzenschutzdienst –
Graf-Lippe-Str. 1, 18059 Rostock
Tel.: 0381 4035-0, Fax: 0381 4922-665
pflanzenschutzdienst@lallf.mvnet.de
http://www.lallf.de

Niedersachsen
Landwirtschaftskammer Niedersachsen
– Pflanzenschutzamt –
Standort Hannover
Wunstorfer Landstraße 9, 30453 Hannover
Tel.: 0511 4005-0, Fax: 0511 4005-2120
Pflanzenschutzamt@lwk-niedersachsen.de
http://www.ml.niedersachsen.de
http://www.lwk-niedersachsen.de

Nordrhein-Westfalen
Pflanzenschutzdienst der
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen
Postfach 30 08 64, 53188 Bonn
Siebengebirgsstraße 200, 53229 Bonn
Tel.: 0228 703-0, Fax: 0228 703-2102
pflanzenschutzdienst@lwk.nrw.de
http://www.landwirtschaftskammer.de/landwirtschaft/
\protect\penalty\z@pflanzenschutz/

Rheinland-Pfalz
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier
Referat 42 – Pflanzenschutz –
Postfach 13 20, 54203 Trier
Willy-Brandt-Platz 3, 54290 Trier
Tel.: 0651 9494-0, Fax: 0651 9494-170
poststelle@add.rlp.de
http://www.agrarinfo.rlp.de

Saarland
Anwendungskontrolle:
Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz
Referat B/1
Keplerstraße 18, 66117 Saarbrücken
Tel.: 0681 501-4857, Fax: 0681 501-4314
MUV_Referat_B1@umwelt.saarland.de
http://www.umwelt.saarland.de

Verkehrskontrolle:
Landwirtschaftskammer für das Saarland
Dillinger Straße 67, 66822 Lebach
Tel.: 0681 928-106, Fax: 0681 928-100
klaus.eckert@lwk-saarland.de
http://www.lwk-saarland.de

Sachsen
Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft
und Geologie
Referat 92 – Kontrolldienst Agrarwirtschaft
Zur Wetterwarte 11, 01109 Dresden Klotzsche
Tel.: 0351 8928-3501, Fax: 0351 8928-3599
KontrolldienstAgrarwirtschaft.lfulg@smul.sachsen.de
http://www.smul.sachsen.de/lfulg
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8 Zuständige Behörden für Verkehrs- und Anwendungskontrollen

Sachsen-Anhalt
Landesanstalt für Landwirtschaft, Forsten undGartenbau
– Dezernat Pflanzenschutz –
Strenzfelder Allee 22, 06406 Bernburg
Tel.: 03471 334-342, Fax: 03471 334-109
Pflanzenschutz@llfg.mlu.sachsen-anhalt.de
http://www.llfg.sachsen-anhalt.de

Schleswig-Holstein
Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein
– Abt. Pflanzenbau, Pflanzenschutz, Umwelt –
Referat Genehmigungen, Kontrollen und Sachkunde
Grüner Kamp 15-17, 24768 Rendsburg
Tel.: 04331 9453-314, Fax: 04331 9453-389
ssteffensen@lksh.de
http://www.lksh.de

Thüringen
Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft
Referat 410 – Pflanzenschutz –
Kühnhäuser Straße 101, 99090 Erfurt
Tel.: 0361 55068-0, Fax: 0361 55068-140
pflanzenschutz@tll.thueringen.de
http://www.thueringen.de/de/tll/
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Pfl anzenschutz-Kontrollprogramm
Jahresbericht 2014

In der Bundesrepublik Deutschland überwachen die Behörden der Länder die Einhaltung der 
Vorschriften, die für das Inverkehrbringen und die Anwendung von Pfl anzenschutzmitteln 
gelten.
 
Das Pfl anzenschutz-Kontrollprogramm ist ein bundesweit harmonisiertes Programm zur 
Überwachung pfl anzenschutzrechtlicher Vorschriften. Die Durchführung und Berichterstat-
tung der Kontrollen erfolgten nach gemeinsamen Standards der Länder auf Grundlage eines 
abgestimmten Handbuches. Die Festlegung von Kontrolltatbeständen und die Betriebsaus -
wahl erfolgt durch die Länder; zusätzlich werden bundesweite Kontrollschwerpunkte festge-
legt. Der vorliegende Bericht fasst die Ergebnisse des Jahres 2014 zusammen.

Bundesweit wurden in 2.223 Handelsbetrieben Verkehrskontrollen durchgeführt und in 
5.170 Betrieben der Landwirtschaft, des Gartenbaus und der Forstwirtschaft Betriebs- oder 
Anwendungskontrollen vorgenommen. Im Rahmen der Überwachung der Verordnung über 
Pfl anzenschutzmittel und Pfl anzenschutzgeräte (Pfl anzenschutzmittelverordnung) wurden 
des Weiteren 13.613 Pfl anzenschutzgeräte von amtlichen bzw. amtlich anerkannten Kon-
trollstellen überprüft. Die Zusammensetzung und die physikalischen, chemischen und techni-
schen Eigenschaften von 214 Pfl anzenschutzmitteln wurden untersucht.
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